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Kriegserklärung an die
Nachbargemeinden
Zum ZWA-Rausschmiß Finowfurts

Afrika-Projekt am Gymnasium Finow 

Eine neue Städtepartnerschaft mit Angola?
Angolanischer Gesandter Guido Castelbranco wirbt für Zusammenarbeit Eberswalde – Cuanza Sul 

Eberswalde (bbp). Trotz des bevorstehenden
Sonderkreistages zum Kreishausneubau
kam Landrat Bodo Ihrke am 28. Januar per-
sönlich ins Gymnasium Finow, um an der
Eröffnungsveranstaltung für das neue Ango-
la-Projekt der Schule teilzunehmen. Prompt
wurde ihm von Schulleiter Hartmut Mah-
ling die Schirmherrschaft über das Projekt
angetragen. 

Demgegenüber fand der Eberswalder
Bürgermeister Reinhard Schulz keine Zeit
für das interessante Projekt. Er ließ sich
vom Leiter der Koordinierungsstelle für To-
leranz und gegen Fremdenfeindlichkeit Dr.
Mohamed Hamdali vertreten, der allerdings
sowieso ins Finower Gymnasium gekom-
men wäre. Dem Gesandten des angolani-
schen Botschafters Guido Castelbranco
fehlte so der geeignete Ansprechpartner für
seine Idee, zwischen der Stadt Eberswalde
und der Provinz Cuanza Sul eine offizielle
Partnerschaft zu knüpfen. 

Cuanza Sul, führte Castelbranco aus, ver-
füge über beträchtliche wirtschaftliche Potenzen, die zum Teil bereits
von deutschen Firmen genutzt werden. Durch die Präsenz der Hafen-
krane in Luanda habe der Name Eberswalde in Angola einen guten
Ruf, der durch die Schulpartnerschaft des Gymnasiums Finow mit dem
Kinderzentrum in Alegria bestärkt wird. Natürlich ist auch das Schick-
sal, das Amadeu Antonio in Eberswalde erlitten hat, in seinem Heimat-
land nicht vergessen.  

Letzteres gehörte mit zu den Beweggründen, daß sich seit 1998
Schüler und Lehrer des Finower Gymnasiums mit dem afrikanischen
Land beschäftigen. Die gegenseitigen Besuche 2001 und 2002 bildeten
die bisherigen Höhepunkte der Schulpartnerschaft mit dem Kinderzen-
trum in Alegria (Luanda). 

Die Schülerinnen und Schülern, die 2001 Angola besuchten, haben
inzwischen alle die Schule verlassen. Nach erfolgtem Generations-
wechsel in der AG Multikulturelle Interessen »Amisade« (= Freund-
schaft), soll es in diesem Jahr einen erneuten Besuch in Angola geben.
Wie bisher spielt die Zusammenarbeit mit dem Berliner Entwicklungs-
hilfeverein OIKOS Eine Welt e.V. eine bedeutende Rolle. Die Reise
wird im Rahmen des neuen im Herbst 2003 angelaufenen OIKOS-Ent-
wicklungshilfeprojektes zur Berufsförderung und zivilgesellschaftli-
chen Erziehung benachteiligter Jugendlicher in Luanda  stattfinden.
Mit einem Volumen von 200.000 Euro, sagte Dr. Bert Maciy von OI-
KOS, übersteige das neue Projekt deutlich den Umfang des bisherigen.
Die bisherige Zusammenarbeit mit POSOCA, dem angolanischen Trä-
ger der Kinderzentren, habe mit vergleichsweise wenig Aufwand ein-

zigartige Ergebnisse gezeigt und die Fördermittelgeber im Entwick-
lungshilfeministerium (BMZ) überzeugt.  

Neben den Kinderzentren wird künftig auch eine Lehrfarm in Dungo
(Provinz Bengo) einbezogen. Hier erhalten etwa 100 Jugendliche aus
den Kinderzentren eine landwirtschaftliche Ausbildung. Zugleich wird
zur besseren Versorgung der Kinderzentren beigetragen. Die Finower
Schülerinnen und Schüler wollen hier Tips zur Haltbarmachung von
Obst beisteuern. Dazu befragen sie ihre Großeltern, wie sie zu Zeiten,
als hierzulande Kühlschränke noch die Ausnahme waren, ihre Lebens-
mittel konserviert haben. Neben solchem praktischen Lebensbezug, der
für beide Seiten Impulse verspricht, geht es bei dem neuen Projekt um
den Ausbau des gegenseitigen Informationsaustausches und die Erwei-
terung der jeweiligen Horizonte. 

Zur Projektvorbereitung sammelten die Finower schon mal fleißig
Geld. Das Ziel, bis Weihnachten 2000 Euro zusammenzubekommen,
verkündete Schulleiter Mahling stolz, habe man locker geschafft. Ne-
ben Spendensammlungen und Verkaufsbasaren sei auch das Preisgeld
für den vom Netzwerk für ein tolerantes Eberswalde gestifteten Ebers-
walder Toleranzpreis eingeflossen. Ariane Kirstein von »Amisade«
übergab den symbolischen Scheck über 2000 Euro an Dr. Maciy. »OI-
KOS wird das Geld«,sagte Maciy,»zur Mitfinanzierung des ersten
Containers verwenden, der im März im Rahmen des neuen Projekts mit
Hilfsgütern nach Angola auf die Reise geht«. Für weitere Spenden für
das Angolaprojekt, so Schulleiter Mahling, steht das Konto des Förder-
vereins des Gymnasiums Finow zur Verfügung (Kontakt: 03334/32060).

Mitglieder der AG »Amisade« erläutern ihren Gästen die Inhalte des neuen Angolaprojektes am Gymna-
sium Finow. Aufmerksame Zuhörer sind (v.l.n.r.) Dr. Mohamed Hamdali, Leiter der Koordinierungsstelle
für Toleranz, Landrat Bodo Ihrke, der Gesandte des angolanischen Botschafters Guido Castelbranco und
Dolmetscherin Jo. Foto: G. Markmann
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Gute Nachrichten
Sehr geehrte Leser, Sie haben es sicher

schon gemerkt, gute Nachrichten sind selten zu
lesen. Wer kauft schon eine Zeitung wegen gut-
er Nachrichten? Man liest lieber von Mord und
Totschlag, Krieg, Vergewaltigung, Terroris-
mus, Überschwemmung, raffenden Managern
und den anderen Bösewichtern dieser Welt.
Dabei kann man sich über sein kleines Glück
im trauten Heim so richtig freuen, wenn sich
fern im Irak die Leute die Köpfe einhauen.
Und weil das so ist, schreiben sich die armen
Journalisten die Finger wund. Im Zweifel er-
finden sie auch mal einen Skandal oder einen
Bösewicht. Selbst der Präsident Bush weiß das,
und hat sich an dem Laden und dem Saddam
so richtig gesund gestoßen. 

Aber es gibt auch gute Nachrichten. Davon
soll hier die Rede sein.

Die Bundesrepublik Deutschland will die Ar-
mee verkleinern. Es soll weniger Geld für das
Militärwesen ausgegeben werden. Die Armee
soll Standorte aufgeben. Kasernen werden still-
gelegt und Flugplätze geschlossen. Das Land
hat weniger Panzer und Raketen. Im Ergebnis
dieser Abrüstung sinkt die Fähigkeit, andere
Länder anzugreifen. Zukünftig werden weniger
junge Männer eingezogen und schikaniert. We-
niger Frauen müssen um ihre Männer und
Söhne bangen. Das Land und die Gesellschaft
werden friedlicher. Man stelle sich vor, der
deutsche Staat spart wirklich und das beim
Militär. Ein Land mit militärischer Vergangen-
heit wird zahm und zahmer. Das machen die
Sozialdemokraten ganz ohne Getöse Dieser
Beschluß soll hier ausdrücklich gewürdigt wer-
den. Macht weiter so Genossen. Wenn Ihr wei-
ter nichts in die Reihe bekommt, schon dafür
hat sich Eure Regierung gelohnt. Eine wirklich
gute Nachricht. Wir sind stolz auf Euch. Macht
weiter so. Einige Nörgler kritisieren hier ein
bißchen und wollen dort noch einen Soldaten
weniger. Sozialverträglich und umweltfreund-
lich sollte die Abrüstung schon sein. Aber so
richtig freuen kann sich darüber kaum einer.
Man hört kaum ein Kommentar. Als ob die
Abrüstung selbstverständlich wäre. Neuerdings
wollen sogar die Amerikaner Soldaten aus
Deutschland abziehen. Die haben offensicht-
lich auch etwas gemerkt. 

Naja ich freue mich darüber, denn soviel
Zeit muß sein.

Dr. MANFRED PFAFF

Friedensbündnis

Froh über Schützenfest-Absage
Eberswalde (bbp). Mit Antikriegsprotesten will
das Bündnis für den Frieden Eberswalde (Mit-
glied bei attac) im März an den Beginn des
Irak-Krieges erinnern. Die Warnungen, daß
mit einem Krieg keine Probleme gelöst wür-
den,hätten sich bewahrheitet,hieß es auf der
Bündnisberatung am 27. Januar. Kaum ein Tag
vergehe ohne Meldung über Anschläge und
Guerillaaktionen im Irak. Ein weiterer Diskus-
sionspunkt war der Zusammenhang und die
Wichtung zwischen reinen Friedensaktionen

und Aktivitäten auf sozialem Gebiet, wie sie
durch die Verbindung mit attac verstärkt in die
Arbeit des Bündnisses einflossen.

Mit Genugtuung nahmen die Mitglieder des
Friedensbündnis die Nachricht auf, daß es ent-
gegen der ursprünglichen Planung in Verbin-
dung mit der 750-Jahr-Feier nun doch kein
groß angelegtes Schützenfest in Eberswalde
geben wird.  Die nächste Zusammenkunft ist
am 10. Februar, 19.30 Uhr, wieder im Gemein-
dezentrum in der Eisenbahnstraße 84.

Eberswalde am 1. Mai
Eberswalde (as/bbp). Am 19. Januar fand beim
DGB ein erstes Vorbereitungstreffen für die
diesjährige Mai-Veranstaltung statt. Die tradi-
tionelle Mai-Demonstration wird wie in jedem
Jahr um 10.30 Uhr vom Eberswalder Busbahn-
hof starten. Um 11 Uhr findet dann auf dem
Marktplatz eine Kundgebung statt. Die nach-
folgenden kulturellen Angebote werden in die-
sem Jahr nicht den Umfang des »Festes der
Kulturen« erreichen. Die zahlreichen anderen
Festivitäten im Zusammenhang mit 750-Jahr-
Feier und Brandenburgtag binden vor allem

seitens der Stadt zu viele Kapazitäten. Ein neu-
es »Fest der Kulturen« soll es dann im Jahr
2005 geben. Am 11. Februar wird es um 10
Uhr in den Räumen der Koordinierungsstelle
für Toleranz (Dr. Zinnweg 18) die Planungs-
und Informationsveranstaltung für Organisa-
tionen, Parteien und Verbände geben. Nach
wie vor sind Ideen gefragt für Aktionen und
das Rahmenprogramm. Ebenso können Stell-
plätze auf dem Markt gebucht werden. Wer
sich einbringen kann und möchte, ist herzlich
eingeladen.

IN ALL DEN WIRRUNGEN UND IRRUNGEN VON ROT-OLIVGRÜN MENDELT SICH DURCHAUS EIN KONSISTENTES PROGRAMM HERAUS, EIN SOZIALES ABRIß-
UND AUSSCHLUßPROGRAMM. DER SCHRÖDERSCHE »PRAGMATISMUS« SETZT NEUE MAßSTÄBE UND BRINGT DIE »BERLINER REPUBLIK« AUF EINEN KONSE-
QUENT WIRTSCHAFTSKOMPATIBLEN KURS IN DER SOZIALPOLITIK, DER SICH AUF DEN EINSATZ DER ARBEITSPEITSCHE ZENTRIERT. GEBT DEM NEUEN KANZLER

FÜNF JAHRE ZEIT, UND IHR WERDET DIE BUNDESREPUBLIK NICHT WIEDERERKENNEN. KOHL HATTE EINST VON EINER GEISTIG-MORALISCHEN WENDE GESPRO-
CHEN, ABER ERST ROT-GRÜN STEHT FÜR EINEN WIRKLICHEN UMBRUCH IM SCHLIMMSTEN SINNE DES WORTES. UND DER GEHT NOCH VIEL TIEFER ALS DAS,
WAS BLAIR GERADE IN GROßBRITANNIEN UNTERNIMMT. SELBST WENN SCHRÖDERS KANZLERSCHAFT AUCH NICHT ANNÄHERND SO LANGE WÄHREN SOLLTE WIE

DIE SEINES VORGÄNGERS, DAS ROT-GRÜNE REGIME IST DENNOCH ALLEMAL MEHR ALS EIN INTERMEZZO. ES SPIELT IN EINER HISTORISCHEN SCHLÜSSELPHASE

EINE TRANSISTORISCHE ROLLE. DENN ES BRINGT DIE POLITIK ENTSCHEIDENDE SCHRITTE NÄHER AN DEN BERUF HERAN, DEN SIE IM NIEDERGANG DER WA-
RENGESELLSCHAFT ALLEIN AUSFÜLLEN KANN: DIE FUNDAMENTALE KRISE DER ARBEITSGESELLSCHAFT ZU LEUGNEN UND GLEICHZEITIG DIESE KRISE DURCH DE-
REN EXTERNALISIERUNG ZU EXEKUTIEREN. 

ERNST LOHOFF, »Einer muß den Bluthund machen«, Krisis Nr. 23 (April 2000)

Toleranz-Netzwerk auch in Bernau
32 Bernauer Bürgerinnen und Bürger kamen

am 26. Januar im Treff 23 zusammen,um in
ihrer Heimatstadt ein Netzwerk für Toleranz
und gegen Fremdenfeindlichkeit zu gründen.
Die Initiatoren des Netzwerkes kommen aus
der Bürgergesellschaft, Politik, Kirche, Schu-
len,Polizei sowie Migranten aus Bernau.

Bei der Gründungsversammlung wurden
Aufgaben und Ziele der Arbeit des Netzwerkes
diskutiert. Ziel des Netzwerkes ist es,sich mit
Rechtsextremismus Fremdenfeindlichkeit und
Gewalt auseinanderzusetzen und das Bürge-
rengagement für Toleranz zu fördern. Als In-
formations- und Kooperationsplattform soll
das Netzwerk Initiativen und Aktivitäten in
Bernau vernetzen und Engagement bündeln.
Die Diskussionsteilnehmer waren darüber ei-
nig, daß rechtsextremistische und fremden-
feindliche Einstellungen kein Jugendphäno-
men,sondern tief verwurzelt in der Mitte der
Gesellschaft sind.  

Als Zusammenschluß ist das Netzwerk of-
fen für alle Bürgerinnen und Bürger, die gegen
Rassismus und Fremdenfeindlichkeit etwas
tun wollen. Das Netzwerk versteht sich als
eine Bürgerinitiative. Alle Mitwir kenden sind
gleichberechtigt; wer kommt entscheidet mit. 

Im Auftrag des Netzwerkes
Dr. MOHAMED HAMDALI 

und DANILO FEIGEL

Netzwerk 
für Toleranz und Weltoffenheit
- eine Bernauer Bürgerinitiative -

Wir sind vorerst als Kerngruppe unter folgen-
den Telefonnummern erreichbar:

Ilona Flemming 03338 701457
Dr. Mohamed Hamdali 03334 64236   
Danilo Feigel 03338 761056
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Schülerbeförderungskosten

Ursachen,Folgen und Alternativen
Die Erhebung von Kostenbeiträgen zur Be-

förderung der Schüler in die ihnen zugewiese-
nen Schulen bürdet den Eltern erhebliche Be-
lastungen und den Landkreisen erhebliche Be-
denken auf. Im Landkreis MOL haben wir er-
reicht, daß die bereits beschlossene Satzung
wegen Rechtsmängeln und wegen politischer
Bedenken vom Kreistag zurückgenommen
werden mußte. 

Nun muß auch bedacht werden,daß tausen-
de Kinder, die in weit von den Dörfern entfern-
te Schulen zwangsumgeschult wurden, ohne
Bus überhaupt nicht mehr eine Schule betreten
können. Der Schulbus-Kosten-Beitrag der El-
tern kommt daher einer Schulgelderhebung
gleich, und diese ist verfassungswidrig. 

Wir meinen,daß es nötig ist,die Ursache zu
nennen,die zum Ansteigen der Kosten für den
Schülertransport geführt haben. Diese liegen
darin, daß viele Schulen auf dem Lande ge-
schlossen worden sind. Die Landesregierung
war davor gewarnt worden. Ohne jegliche Ko-
stenerhöhung hätte der Unterricht weiterge-
führt werden können,und daß in Klassenzim-

mern nur noch 14 Schüler sitzen anstatt 28
oder 35,wäre für Schüler und Lehrer ein be-
trächtlicher Gewinn gewesen. Den Schülern
wären lange, anstrengende und nerventötende
Busfahrten erspart geblieben, die ihnen Zeit,
Kraft und Lust zum Lernen rauben. Erwerb
von Bildung sowie von kulturellen und ethi-
schen Werten wird geschmälert. Die Anfällig-
keit von Jugendlichen für asoziales Verhalten
wächst. Ein Platz im Gefängnis kostet aber
etwa das Zehnfache eines Schulplatzes in der
Dorfschule. Und wo keine Schule mehr im
Dorfe ist, da fehlt ein Stück von dörflicher
Identität. 

Im Bezug auf die derzeitige landesweite
Problematik der Schülerbeförderungskosten
werden wir zu einer gemeinsamen Beratung
von Interessenvertretern der Eltern aus allen
Landkreisen Brandenburgs zusammentreffen.

Die Veranstaltung findet am Sonnabend den
7. Februar, von 10 Uhr im Veranstaltungsge-
bäude »Kulti 88«, Karl-Marx-Allee 6, 15320
Neuhardenberg, statt.        Eltern für Schüler e.V.

(http://www.eltern-fuer-schueler.de)

Für bessere Bildungspolitik

Volksinitiative 
Elternbeteiligung an den Schülerbeförde-
rungskosten soll zurückgenommen werden

Reitwein (bbp). Bis Ende April will der Verein
Eltern für Schüler e.V. die notwendigen 20.000
Unterschriften für die Volksinitiative für eine
bessere Bildungspolitik zusammenbekommen.
Im Forderungstext heißt es:

Die Unterzeichneten fordern, daß der Land-
tag des Landes Brandenburg

1. die von ihm am 10. Juli 2003 beschlossene
Änderung von § 112 im Schulgesetz des Landes
Brandenburg zurücknimmt, wonach die Land-
kreise gezwungen sind, die Eltern schulpflichti-
ger Kinder an den Kosten zur Schülerbeförde-
rung zu beteiligen.

2. die Einhaltung der Verfassung beachtet,
wonach im Artikel 30 Schulgeldfreiheit besteht
und die Schulen durch das Land zu fördern
sind.

3. die Regierung zwingt, das Schulgesetz zu
respektieren, wonach durch § 4 die Schulen er-
hebliche Pflichten haben, um den heranwach-
senden Kindern Kenntnisse, Fähigkeiten und
Werthaltungen zu vermitteln.

4. im Hinblick auf Schulgesetz § 4 die Regie-
rung zwingt, die Lern- und Lebenszeit der
Schülerinnen und Schüler zu achten, anstatt
den heranwachsenden Kindern kostbare Zeit
zu nehmen, die sie wegen Schulschließung sinn-
los im Schulbus zubringen müssen.

5. im Hinblick auf Schulgesetz § 4 die Regie-
rung zwingt, die Chance zu nutzen, aufgrund
gesunkener Schülerzahl die Klassenfrequenz
(Anzahl von Schülern pro Klasse) erheblich zu
senken.
Die Unterschriftslisten (per E-Mail als pdf-Datei
auch über bbp@telta.de zu beziehen) sind einzu-
senden an: Eltern für Schüler e.V., Birkenweg 6,
15328 Reitwein.

Kooperationsoffensive KMU
Am 12. Februar erfolgt in der Kreisverwal-

tung Uckermark in Prenzlau im Beisein von
Wirtschaftsminister Ulrich Junghanns die Ab-
schlußpräsentation des Gemeinschaftsprojek-
tes »Kooperationsoffensive für KMU (Klein-
und mittelständische Unternehmen) in der Eu-
roregion POMERANIA«.  

Ziel des Projektes,an dem sich die Land-
kreise Uecker-Randow, Uckermark und Bar-
nim sowie Kolobrzeg, Police und Gryfino be-
teiligten,war es,den wirtschaftlichen und so-
zialen Zusammenhalt und die grenzübergrei-
fende Zusammenarbeit im Bereich der Eurore-
gion zu stärken. Der Entwicklung grenzüber-
schreitender Partnerschaften zwischen klein-
und mittelständischen Unternehmen,aber auch
zwischen Sozialpartnern wurde besondere Be-
deutung beigemessen. 

RAMONA NEUMANN 

Forschungs- und Gedenkstätte Eberswalde e.V.

Ergebnisse füllen ganze Schränke
Eberswalde (bbp). Am 28. Januar trafen sich
die Mitglieder des Forschungs- und Gedenk-
stätte Eberswalde e.V. zu ihrer diesjährigen
Mitgliederversammlung. Im Rahmen des von
ihm getragenen Geschichtswissenschaftlichen
Instituts befaßt sich der Verein vor allem mit
Forschungen zu den während der Zeit des Fa-
schismus in Eberswalde und Umgebung er-
richteten Zwangsarbeiterlagern und KZs. Da-
bei steht die Kontaktaufnahme mit ehemaligen
Häftlingen und Zwangsarbeitern im Mittel-
punkt. Mittlerweile füllen die Interviews, Vi-
deofilme, Briefe und Aufzeichnungen ganze
Schränke in den vom Verein genutzten Räu-
men in der Schwärzesee-Grundschule. Die Ar-
beitsergebnisse fließen demnächst sogar in
eine in Washington erscheinende Enzyklopä-
die und in ein mehrbändiges Lexikon ein,das
in Dresden herausgegeben wird. 

Auf die im vergangenen Jahr beabsichtigte
Ausweitung der vom Arbeitsamt geförderten
Maßnahmen mußte der Verein wegen der all-
gemeinen Kürzungen auf diesem Sektor ver-
zichten. Nach Auslaufen ihrer drei ABM-Stel-
len im Frühjahr 2003 kann der Verein über
SAM nur noch Ewa Stendel beschäftigen,de-
ren Fähigkeiten als Dolmetscherin dringend
für die Kontakte nach Polen und die Überset-
zung der Erinnerungen polnischer Häftlinge

und Zwangsarbeiter gebraucht werden.  Das
umfangreiche Material aus den Kontakten mit
ukrainischen Zwangsarbeitern kann hingegen
derzeit nur ehrenamtlich bearbeitet werden.
Der Vereinsvorsitzende Holger Kliche hofft
deshalb darauf, daß es mit der Kofinanzierung
für die vom Arbeitsamt bereits zugesagte zwei-
te SAM-Stelle noch klappen wird. 

Mit nur einer Stelle werde es auch schwer,
so Holger Kliche, die Aktivitäten an der
Schwärzeseegrundschule im bisherigen Um-
fang aufrechtzuerhalten. Beliebt bei den
Schülern ist beispielsweise die AG Modellbau,
in der originalgetreue Modelle der erforschten
Lager gebaut werden. Für die AG Dokumen-
tarfilm gibt es bereits wieder neue Anmeldun-
gen. Auch in den Unterricht vornehmlich der 6.
Klassen wird der Verein einbezogen. Nach den
Winterferien wollen die Kinder Ostergrüße an
ehemalige Zwangsarbeiter in Polen schreiben.

Die Kontakte nach Polen wurden inzwi-
schen zur offiziellen Kooperation, was die For-
schungsmöglichkeiten enorm ausweitete. An-
läßlich der 750-Jahr-Feier hofft der Verein,daß
mehrere der ehemaligen polnischen Zwangsar-
beiter nach Eberswalde kommen können. Für
sie wäre es das erstemal,daß sie die Stadt be-
suchen, nachdem sie vor 60 Jahren zwangs-
weise hier waren.  

Liebe Freunde der guten Unterhaltung! Wir laden ein zum Abschlußkonzert zu unserer cd-
produktion »HELDEN DER ARBEIT« (www.exil-eberswalde.de). 28. Februar im EXIL am
Bahnhof Eisenspalterei: CUT MY SKIN (ex-scattergun-patty) und sittenleere.         EXIL e.V.
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»Wenn man in diese Kinderaugen guckt ...«
»Ghana ist ein Land im Westen Afrikas

mit 19 Millionen Einwohnern. Die meisten
bitterarm. Helfen Sie uns, zu helfen!« Mit
diesem Aufruf wandte sich Ende vorigen
Jahres die Eberswalder Firma MP-TEC an
die Öffentlichkeit (BBP 1/2004). Von Fir-
mengründer Michael Preißel erfuhr die
»Barnimer Bürgerpost« jetzt einiges zu
den Hintergründen der Aktion. 

MP-TEC gibt es jetzt seit zwei Jahren. »Die
Verknappung von Rohstoffen zur Energiege-
winnung ist nicht aufzuhalten«,heißt es in der
Firmenbroschüre. Preissteigerungen,Katastro-
phen wie Hochwasser, Stürme und Erderwär-
mung und sogar Kriege um Öl seien zur »Nor-
malität« im 21. Jahrhundert geworden. »Mit
unseren Produkten und Dienstleistungen wol-
len wir Mensch und Umwelt dienen – heute
und in der Zukunft.« Die vom Technologie-
und Gewerbepark Eberswalde (TGE) aus agie-
rende Firma hat sich deshalb den Erneuerbaren
Energien verschrieben. Zur Angebotspalette
gehören solarthermische und Photovoltaikan-
lagen einschließlich zugehöriger Speicher- und
Regeltechnik sowie Holzheizanlagen. 

Wegen der »aktuell supergünstigen Förde-
rung« durch das EEG (Gesetz zur Förderung
erneuerbarer Energien) steht derzeit die Photo-
voltaik an erster Stelle der Aktivitäten. Dabei
sind die 10 Mitarbeiter von MP-TEC faktisch
weltweit tätig. Neben mehreren europäischen
Ländern hat die Solarfirma ihre Kunden in Ka-
sachstan, in Südamerika und in Afr ika mit
Schwerpunkt Ghana. 

Neben der Ausstattung von Regierungsge-
bäuden mit sogenannten Backupsystemen,die
mittels Solarstrom und Batterien die Stromver-
sorgung auch während der häufigen Stromaus-

fälle sicherstellen,werden an Standorten ohne
Anschluß an das Stromnetz auch autarke In-
sellösungen installiert. Solche Inselsysteme
werden als Entwicklungshilfeprojekte über die
EU, das bundesdeutsche Entwicklungshilfemi-
nisterium oder verschiedene Hilfsorganisatio-
nen finanziert. 

»Als wir Ende November/Anfang Dezember
unseren Geschäftspartner in Ghana besuch-
ten«,berichtet Michael Preißel,»machten wir
auch einen Abstecher an den Ort einer dieser
Insellösungen«. Dabei handelt es sich um eine
Insellösung im wahrsten Sinne des Wortes.
Das mit diesem Photovoltaik-Inselsystem aus-
gestattete Dorf liegt etwa 100 km östlich der
Hauptstadt Accra auf einer Insel mitten im
Delta des Volta-Rivers, dem größten Fluß
Ghanas. »Am Flußufer«, erzählt Michael
Preißel,»wurden wir von zwei solchen Einbäu-
men abgeholt. Links und rechts im Wasser sah
man die Krokodile. Zwei Mann paddelten,ein
dritter schöpfte das Wasser aus dem Kanu.
Nach einer Dreiviertelstunde erreichten wir
die Insel und erhielten einen superherzlichen

Empfang. Auf dieser kleinen Insel leben etwa
1000 Menschen,davon rund 400 Kinder.« 

In den Städten,zumindest in den Zentren,
ähneln die Verhältnisse durchaus dem gewohn-
ten europäischen Standard. So sind in Accra
beispielsweise Handys fast so verbreitet wie in
der Bundesrepublik. »Aber was wir dort auf
der Insel sahen,war Armut pur. Zwar verhun-
gert in Ghana niemand, die essen halt,was die
Natur bietet. Fische und Obst. Aber mit der
ärztlichen Versorgung sieht’s schlecht aus,
weil sich das niemand leisten kann. Kleidung
ist ein Problem und Spielsachen. Wenn jemand
Arbeit hat, dann verdient er etwa 30 Euro im
Monat. Das ist schon ein guter Verdienst.«

Nach dem Empfang versammelte sich das
halbe Dorf unter dem Mangobaum des Pala-
verplatzes. »Wir hatten eine Riesentüte Süßig-
keiten, die wir an die Kinder verteilten. Ich
hatte mir vorher gedacht, die prügeln sich.
Aber gar nicht. Die Größeren geben halt den
Kleineren ab. Das ist schon eine ganz herzliche
Gemeinschaft. Aber wenn man dann in diese
Kinderaugen guckt, das ist schon ergreifend.
Und da kam spontan die Idee, auch außerhalb
unserer Geschäfte etwas für die Menschen dort
zu tun. Zunächst haben wir dem Dorfchief und
dem Lehrer ein bißchen Geld dagelassen,es
war ja kurz vor Weihnachten, damit die den
Kindern ein paar Süßigkeiten kaufen können.
Und wir haben versprochen, daß wir in
Deutschland ein paar Sachen anschieben,um
das Leben dieser armen Menschen einfacher
zu machen.« G.M.

(Fortsetzung folgt)

Spenden an: MP-TEC, Alfred-Nobel-Str. 1 (Haus
20), 16225 Eberswalde, Tel. 03334/594444 oder
03334/429347, eMail: preissel@mp-tec.de

»Am Flußufer wurden wir von zwei solchen Ein-
bäumen abgeholt.« Foto: M. Preißel

Eine Berliner Initia tive: Anders Arbeiten
Was wir tun

Wir führen in Berlin Veranstaltungen durch
zu verschiedenen Themen rund um »Anders
Arbeiten«. Wir stellen damit eine Öffentlich-
keit her sowohl für Kritik an den herrschenden
(Arbeits-) Verhältnissen,als auch für Ansätze
anderer, selbstbestimmter Arbeitsformen. Mit
dem Kongress »Anders Arbeiten - oder gar
nicht?!« im April 1999 in der Humboldt-Uni-
versität haben wir in verschiedenen Arbeits-
gruppen und Podiumsveranstaltungen ein
»Berliner Frühlingspapier« zu aktuellen The-
men rund um Arbeit, Arbeits-Förderung,
Nicht-Arbeit,Arbeits-Zwang, Grundsicherung
etc. erarbeitet. Unser monatliches Plenum tagt
jedem 2. Dienstag im Monat öffentlich im
Kreuzberger Mehringhof.

Was wir wollen
Angesichts der aktuellen Entwicklungen

von Erwerbslosigkeit, Individualisierung, Ar-
mut und Ausgrenzung wollen wir verschiedene

Ansätze und Erfahrungen von Widerstand und
praktischen Alternativen zusammenführen. Für
den Ausbau einer sozialen Ökonomie und die
Zukunft der Arbeit sind wir uns in folgenden
Zielen einig:
– dem Recht auf Existenz im Sinne einer Teil-
habe am gesellschaftlichen Leben ohne Ar-
beitszwang,
– Umverteilung des gesellschaftlichen Reich-
tums von oben nach unten,von Nord nach Süd,
– der gleichen Verteilung und Bewertung von
Arbeit zwischen den Geschlechtern, der Be-
reitstellung von Möglichkeiten zur selbstver-
walteten und kollektiven Arbeit,
– der Notwendigkeit einer Neubewertung von
Arbeit, die sich am Gebrauchswert orientiert.
– der Ablehnung aller Formen von Diskrimi-
nierung aufgrund von Geschlecht, ethnischer
Herkunft, Religion, sexueller Orientierung
oder anderer persönlicher Merkmale oder Ei-
genheiten.

Diese Vorstellungen einer sozialen Ökono-
mie wollen wir gesellschaftlich stärken. Wir

werden unsere Utopien für ein anderes Arbei-
ten weiterentwickeln und Strategien zu ihrer
Verwirklichung diskutieren.

Wer wir sind
Wir haben uns im Herbst 1998 in Berlin auf

Initiative von NetzwerkSelbsthilfe und in Ko-
operation mit Contraste zur Vorbereitung des
Kongresses »Anders Arbeiten - oder gar
nicht?!« zusammengefunden.

Nach dem Kongress haben wir eine regel-
mäßige Zusammenarbeit als loses,aber doch
verbindliches Netzwerk unterschiedlichster
Menschen beschlossen. Wir kommen aus ver-
schiedenen Projekten,Netzwerken, Initiativen
und suchen nach gesellschaftlichen und auch
persönlichen Alternativen.

Wir freuen uns über Neue, die mitmachen,
mitdiskutieren oder ihre eigenen Impulse und
Ideen einbringen möchten.

Kontakt: mailto:Netzwerk-Kongress@t-on-
line.de, KooperativesProjekt RegionBerlin

aus LIST48 - Mailingliste zu Wertkritik u.a.



Beginnend mit Informationen über eine
Veranstaltung an der Fachhochschule
Eberswalde (BBP 5 und 6/2003) informier-
ten wir im Laufe des vergangenen Jahres
mehrfach über die Permakultur als eine
Form des nachhaltigen Wirtschaftens.
Die beiden Beiträge von Daniel Fischer,
Student an der FH Eberswalde, »Natur als
Vorbild - Der Mulchgarten« (BBP 8-
10/2003) und »Das Paradies ist nicht weit
entfernt« (BBP 11 und 12/2003) gehörten
dazu. In dem heutigen Beitrag nun soll
noch einmal in zusammengefaßter Form
erläutert werden, was unter Permakultur
zu verstehen ist. 

Permakultur ist ein Weg, nachhaltige Le-
bensräume und Systeme zu unterstützen, zu
entwerfen und aufzubauen. Diese sollen der
Natur und dem Menschen dauerhafte Lebens-
grundlagen sichern helfen – ökologisch, sozial
und ökonomisch. Auf Grundlage langfristiger
Beobachtungen von Pflanzen, Tieren und an-
deren Elementen in allen ihren Funktionen,
Einsatz von altem und neuem Wissen,werden
Modelle entwickelt, wie sich lebendige Syste-
me selbst erhalten und regenerieren können. 

Statt Störungen zu bekämpfen, werden sie
Teil der Lösung. Permakultur arbeitet mit viel-
fältigen Annäherungen an usere Mitwelt. Als
Planungs- und Entwurfsmethode stellt sie be-
züglich des Menschen z.B. wieder Bedürfnisse
wie Nahrung, Energie und Wärme in den Mit-
telpunkt,leght aber auch großen Wert auf den
sinnlichen Bezug zur Mitwelt. Hier macht sie
seine persönliche und funktionale Beziehung
zum Gesamtgefüge klar und umgekehrt.

Grundhaltungen der Permakultur:
Jede Ressource oder Standort-Vorausset-

zung kann sowohl als Nachteil oder als Vorteil
erachtet werden. Alles hängt davon ab, wie und
ob sie genutzt werden können. Starke Winde
können als Nachteil für den Anbau bestimmter
Pflanzen betrachtet werden, oder aber es ge-
lingt, den Wind für die Energiegewinnung zu
nutzen und den Pflanzenbestand durch Wind-
schutzgürtel mit robusten Arten vor den nach-
teiligen Effekten zu schützen.

Permakultur ist nicht energie- oder kapita-
lintensiv, sondern erfordert Beobachtung und
Kreativität. Nicht die Größe eines zur Verfü-
gung stehenden Grundstückes oder die Menge

der Ressourcen bestimmen die Zahl der Mög-
lichkeiten seiner Nutzung. Vielmehr hängt es
von unseren Fähigkeiten ab, die Entwicklung
einer Vielzahl von Nischen und damit Lebens-
räumen – auch für den Menschen – zu unter-
stützen. 

»Zehn Goldene Regeln«
Die folgenden 10 Regeln können als Leitli-

nien für das Design nach Permakultur-Leitlini -
en dienen:
1. Alle Elemente eines Systems stehen mitein-
ander in Wechselwirkung
2. Jedes Element erfüllt mehrere Funktionen
3. Jede wichtige Funktion wird von mehreren
Elementen getragen
4. Effiziente Energienutzung in jeder Hinsicht
5. Nutzung natürlicher Ressourcen
6. Gewinnung und Speichern von erneuerbaren
Energien, Schließen von Kreisläufen
7. Kleinmaßstäbige, intensiv genutzte Systeme
8. Nutzung und Mitgestaltung von Entwicklun-
gen und Abläufen in der Natur
9. Vielfalt statt Einfalt
10. Randeffekte fördern und nutzen

Quellen: www.permakultur.de,
http://alternativ.det/landwirtschaft/

permakultur/leitlinien.html

Etwas kommt auf die europäischen Verbrau-
cher zu,was ökologische Schwarzmaler schon
seit geraumer Zeit an die Wand malten. Dank
der EU müssen ab dem 1. April 2004 gentech-
nisch veränderte Lebensmittel auf den Ver-
packungen gekennzeichnet werden. Dies wird
zur Folge haben, daß wahrscheinlich ab dem
kommenden Sommer die ersten Maissorten,
welche nicht mehr traditionell gezüchtet wer-
den,sondern die Kreativität einzelner Forscher
in sich tragen, in der EU zugelassen werden.
Bereits im Herbst wird dann in unseren Super-
märkten offiziell »gentechnisch veränderter
Mais auftauchen« so Verbraucherministerin
Künast am 12. Januar in der Berliner Zeitung. 

Wir werden dann also nicht mehr nur zwi-
schen »Bio« und »Konventionell« zu wählen
haben,sondern auch noch »Gentechnisch ver-
änderte Lebensmittel« in den Regalen finden,
die zumindest zum Teil aus gentechnisch ver-
änderten Organismen (GVO) bestehen. Das ist
wahrscheinlich schon seit vielen Jahren so,nur
wurden wir bisher nicht durch eine Aufschrift
auf der Verpackung über die möglichen gen-
technisch veränderten Bestandteile in unserer
Erdnussbutter aus den USA hingewiesen. So
gesehen kann man den Vorstoß der EU nur gut
heißen, da er doch vermeintlich für mehr
Transparenz sorgen wird!

Oberflächlich betrachtet gewinnt der Kunde
ein hohes Maß an Wahlfreiheit:»Wenn der Ver-

braucher gentechnisch veränderte Pflanzen
nicht will, werden wir diese auch nicht produ-
zieren!« so Gerd Sonnleitner, Präsident des
Deutschen Bauernverbandes. (BZ/12/01) Aber
wieviel Wahlfreiheit werden wir denn letztend-
lich haben? Wie sicher können denn die besten
Kontrollen sein,die Künast einführen will? 

Wenn man dem ganzen Gen-Rätsel ein we-
nig auf den Zahn fühlt,kristallisieren sich für
den Besucher des Supermarktes folgende drei
Probleme heraus:

1) Er wird nur mit einer Lupe bewaffnet ein-
kaufen gehen können,denn die Information,
ob es sich um Gen-Lebensmittel handelt,wird
genauso klein gedruckt werden,wie die Zuta-
ten. Und wer liest die schon alle durch? Kein
Siegel soll eingeführt werden, welches dem
Verbraucher auf dem ersten Blick verdeutli-
chen kann,um was für ein Lebensmittel es sich
denn nun in seinen Händen handeln mag!

2) Wenn er die Prozedur des »kleine Schrif-
ten-Entzifferns« hinter sich gelassen und sich
für ein konventionelles Produkt entschlossen
hat, wird er oftmals 0,9% gentechnisch verän-
derte Bestandteile mit nach Hause nehmen.
Alle Lebensmittel,die nur bis zu 0,9% aus
GVOs bestehen,gelten als »Konventionell«
und müssen daher nicht gekennzeichnet wer-
den. 

3) Es werden nur solche Lebensmittel als
Gen-Food ausgezeichnet,die direkt aus GVOs

oder deren Teilen bestehen. Wenn aber die
Milch, die ich kaufen möchte, von einer Kuh
stammt,die man mit Gen-Mais gefüttert hat,
dann wird diese Milch als »Konventionell« und
nicht als »Gen-Food« vermarktet werden. 

So haben die Gentechniker drei Möglichkei-
ten ihre »Kreationen« ohne mein Wissen und
meine Zustimmung durch die Hintertür in mei-
nen Kühlschrank zu schmuggeln. Das sind drei
Gründe, bei welchen es mir als Verbraucher
schlecht wird und ich Angst um meine zukünf-
tige Ernährung bekomme!

Wo bleibt denn da noch die Wahlfreiheit?
Müssen wir denn jetzt alle beim Bioladen ein-
kaufen, um sicher gehen zu können,daß wir
keine GVOs in unserer Nahrung haben? (Le-
bensmittel,die ökologisch produziert worden
sind, dürfen nämlich keine GVOs beinhalten!)
Man mag über die Gentechnik denken wie
man will,sicher hat sie nicht nur schlechte Sei-
ten. Ich will aber die Freiheit haben,wählen zu
können, ob und wenn ja, wie viel Prozent
GVOs in meiner Nahrung sein sollen! Welch´
ein unsichere Zukunft für die Verbraucher aber
auch die Gastronomie.

Die Mensa wird dann nicht mehr so voll sein
und auch der Italiener um die Ecke wird wahr-
scheinlich mehr leere als volle Stühle haben,
denn für die Gemeinschaftsverpflegung in
Kantinen und Restaurants gilt auch keine
Kennzeichnungspflicht. Vielleicht muß man
sich die Mühe machen eine »Gen-Food«,eine
»Konventionelle« und eine »Bio«-Speisekarte
zu entwerfen,wenn man noch ein paar Stühle
besetzt haben möchte! 

Na dann,Guten Appetit!

b pb !p e r m a n e n t
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Der leere Stuhl
von Christian Rehmer

Das ist Permakultur!
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Flugplatz Finow

Altholzentsorgung gesichert
Durch Vermittlung des Landtagsabge-

ordneten Heinz Dobberstein erreichte uns
nachfolgende Meinungsäußerung zu dem
Beitrag »Altholz gefährdet weitere Ent-
wicklung« in BBP 12/2003.

Die Nachrichten aus dem o.g. Artikel könn-
ten vom Sender Jerewan kommen,denn sie
stimmen nur von dem Grundsatz, daß Altholz
vom Flugplatz Finow entsorgt werden muß,
aber eben nicht im Detail.

Der mit dem Entsorger abgeschlossene Ver-
trag sieht eine vorschriftsmäßige Entsorgung
im Zeitraum Juli 2003 bis Mai 2004 vor. Die
Entsorgung wird gegen ein vereinbartes Ent-
gelt durchgeführt. Das heißt,der Auftraggeber
– die WVZ – zahlt dafür und verdient nicht da-
bei,wie unterstellt.

Der Vertrag und seine Durchführung oblie-
gen der ständigen Überwachung des Amtes für
Abfallwirtschaft im Landkreis Barnim (siehe
Protokoll der Beratung vom 11.11.03). Anfang
Dezember 2003 waren die zu zerkleinernden
Holzabfälle (insbesondere die Stubben) voll-
ständig geschreddert. Etwa 25 % der Holzab-
fälle waren abgefahren. Entsprechend der
planmäßigen Abnahmemöglichkeiten der Ver-
brennungsanlage ist die weitere Abnahme erst
ab Ende Januar 2004 vorgesehen.

Die Entsorgung wird gemäß Vertrag bis
Ende Mai 2004 abgeschlossen sein und den
„schwarzen Peter« kann sich der Verfasser des
Artikels über seinen Schreibtisch hängen.

REINHARD OTTO, Geschäftsführer 
der WVZ Finow GmbH & Co. KG

PDS-Fraktion
hört beide Seiten 

Die PDS-Fraktion befaßte sich im Januar er-
neut mit der LAGA-Nachnutzung. Nachdem
im Dezember Frau Erhard, Ehefrau und geisti-
ger Kopf der Geschichten um das »Traumzau-
berland« die Position von Lakomy in der Frak-
tion der PDS erläutert hatte, ließ auch
Dr. Hensch sich nicht zweimal bitten den Mit-
gliedern seine Sicht auf das vergangene Jahr
und die Zusammenarbeit oder vielleicht mehr
die Auseinandersetzung mit Reinhard Lakomy
darzustellen. 

Die in beiden Sitzungen getätigten Aussagen
über Ursachen des Zerwürfnisses um das
»Traumzauberland« als Grundidee der LAGA-
Nachnutzung konnten widersprüchlicher nicht
sein. Deutlich wurde, daß beide Seiten mehr
oder wenigstens anderes voneinander erwartet
hatten,als dann in der Realität eingetreten ist.
Der Enttäuschung beiderseits folgte der Frust
aufeinander. Wahrlich keine gute Grundlage
für eine gedeihliche Zusammenarbeit. 

Wahrscheinlich ist,daß nun die Zeit der Ab-
rechnung und Aufrechnung folgt. 

Für die Stadtverordneten der PDS ist das mit
Blick auf die Zukunft auf keinen Fall das ge-
eignete Mittel um die Attraktivität der Stadt als
touristischer Anziehungspunkt in der Region
zu steigern. 

Ein wirklicher Neuanfang ist hier gefragt,
kein rückwärts Blicken auf die Erfolge der
Landesgartenschau oder das Scheitern der Idee
vom Traumzauberland sondern Offenheit für
Neues,verbunden mit dem nüchternen Blick
auf die realen Möglichkeiten eines Familien-
gartens in der Region Barnim/Uckermark plus
den Nordosten von Berlin als Einzugsbereich.
Nicht zuletzt die Haushaltslage dieses und der
folgenden Jahre wird bestimmen,wie attraktiv
das ehemalige LAGA-Gelände in der Zukunft
wird. Ans Aufgeben denkt bei der PDS dabei
keiner. Angesichts der des Geschaffenen und
der damit verbundenen finanziellen Aufwen-
dungen beinahe selbstverständlich. 

WOLFGANG SACHSE, Fraktionsvorsitzender 

Subventionsgrab LAGA-Nachnutzung
Die Fraktion der PDS in der StVV Ebers-

walde wandte sich zum Thema LAGA-Nach-
nutzung mit einer Pressemitteilung an die Öf-
fentlichkeit (»PDS-Fraktion hört beide Seiten«
auf dieser Seite). Da hier im Namen der gesam-
ten Fraktion gesprochen wird, sehe ich mich
veranlaßt,mit meiner abweichenden Meinung
ebenfalls die Öffentlichkeit zu suchen. 

Der gegebenen Sachverhaltsdarstellung
kann ich durchaus folgen. Der Schlußfolge-
rung »Ein wirklicher Neuanfang ist hier ge-
fragt, kein rückwärts blicken auf die Erfolge
der Landesgartenschau oder das Scheitern der
Idee vom Traumzauberland sondern Offenheit
für Neues«,jedoch nicht mehr. Der Blick auf
die Vergangenheit ist keineswegs rückwärts
gewandt. Manöverkritik ist vielmehr ein wich-
tiges Mittel zur Vermeidung künftiger Fehler. 

Im übrigen wird mit diesen Formulierungen
die bis dahin postulierte Neutralität aufgege-
ben. Strich unter die gebaute Sch... und Neuan-
fang ist genau das,was Dr. Hensch fordert. 

Die LAGA war eine schöne Sache und hat
auch das Image Eberswaldes aufpoliert. Auch
die sanierten Industrieruinen der Eisenspalterei
sind sicherlich positiv zu bewerten. Aber die
wirklichen Probleme Eberswaldes wurden da-
durch nicht gelöst. Im Gegenteil. Es wurden
und werden erhebliche Mittel gebunden,die
ansonsten für andere Dinge zur Verfügung ge-
standen hätten bzw. stehen würden. 

Deshalb kann ich dem Schlußsatz der Pres-
semitteilung: »Ans Aufgeben denkt bei der
PDS dabei keiner. Angesichts des Geschaffe-
nen und der damit verbundenen finanziellen
Aufwendungen beinahe selbstverständlich«,
keinesfalls zustimmen. Das liest sich für mich
so:weil schon soviel Geld verschwendet wur-
de, ist es selbstverständlich, daß weiterhin
Geld verschwendet werden muß. In diesem
Boot sitze ich nicht mit drin. 

Sowohl das Lakomy-Konzept als auch das
jetzt umbenannte Finowtopia können nur er-
folgreich sein, wenn weitere Millionen auf
dem LAGA-Gelände verbuddelt werden. Da-
bei bedeutet Erfolg allerdings lediglich, daß
dieses Freizeitangebot in Massen von Berli -
nern oder anderen auswärtigen Gästen genutzt
wird. Dabei muß klar sein,daß es nach den bis-
her bekannten Konzepten immer ein subven-
tioniertes Freizeitangebot bleiben wird. Und
alle Schönrednerei wird nicht darüber hinweg-
täuschen können,daß am Ende die Last der
Subventionen von der Stadt Eberswalde zu tra-
gen ist. 

Mit Blic k auf die aktuelle und künftige
Haushaltslage der Stadt kann es aus meiner
Sicht nur darum gehen,bei bestmöglicher Nut-
zung des Geschaffenen für das Eberswalder
kulturelle Leben,die über das Maß normaler
Kultursubvention hinausgehenden Aufwen-
dungen weitestgehend herunterzufahren. 

GERD MARKMANN

Gegen Privatisierung 
Für die PDS ist die Privatisierung der Lan-

deskliniken keineswegs die beste Alternative.
Eine mögliche Option wäre, die Kliniken unter
dem Dach einer Anstalt des öffentlichen
Rechts zu führen. Damit könnte auch die sinn-
volle Einbindung in regionale Versorgungsnet-
ze besser gewährleistet werden. Bei den Priva-
tisierungsbestrebungen der Landesregierung
spielen offenbar allein kurzfristige Finanz-
überlegungen eine Rolle. Einmalige Einnah-
men aus einer Veräußerung ändern aber nichts
daran,daß das Land als Kostenträger dauerhaft
in finanzieller Verantwortung bleibt. Völlig of-
fen ist,wie künftig mit dem in die Kliniken in-
tegrierten Maßregelvollzug zu verfahren ist.
Nach bisheriger Gesetzeslage ist eine private
Betreibung ausgeschlossen.

Dr. DAGMAR ENKELMANN

Foto: A.T.
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Machtdemonstration
Die Abstimmung ist erfolgt. Der eigens ein-

berufene Sonderkreistag votierte am 28. Januar
mehrheitlich für den Bau des mittlerweile offi-
ziell als »Dienstleistungs- und Verwaltungs-
zentrum« bezeichneten Kreishauses auf dem
Pavillonplatz in Eberswalde. 

So entschieden wurde bereits im Mai 2001.
Allerdings fehlte damals eine öffentlich nach-
vollziehbare Abwägung zwischen den ver-
schiedenen Standort-Alternativen. So entstand
der Eindruck, hier wäre eine bereits feststehen-
de Entscheidung des Landrats nur noch diskus-
sionsresistent von der mittels Koalitionsvertrag
aneinander gebunden Kreistagsmehrheit abge-
nickt worden. Daher ebbte die Kritik an der
Standortentscheidung seither nie ab. 2003
avancierte die Angelegenheit sogar zum Wahl-
kampfthema und kam folgerichtig im neuen
Kreistag erneut auf den Tisch. 

Und wieder verhinderten verfestigte Fronten
die notwendige offene Diskussion. So enthält
die dem Kreistag präsentierte Informationsvor-
lage eine ganze Reihe von überzeugenden
Gründen,die für das Projekt sprechen. Durch
das Bestreben,den Neubau auf dem Pavillon-
platz schönzureden,gerät die »Information«
jedoch zur billigen Reklame. Versprechungen
wie das von den 100 zusätzlichen Dauerar-
beitsplätzen im Gewerbeteil und dem erhofften
Zuwachs an Einzelhandelsumsatz in Höhe von
13 Mio Euro sind wenig glaubhaft,denn sie
lassen unberücksichtigt, daß ein Teil davon le-
diglich Ergebnis einer Standortverlagerung
sein wird. Dementsprechend dürften auch die
jährlichen Gewerbesteuermehreinnahmen der
Stadt per Saldo unter den angekündigten
400.000 Euro bleiben. Von einer Übertreibung
kann man auch bei den 3,41 Mio Euro ausge-
hen, auf denen der Landkreis bei einer Ent-
scheidung gegen das Projekt angeblich sitzen
bliebe. So könnte der Kreis bspw. das Grund-
stück wieder veräußern. Und die 130 während
der Bauphase gesicherten Arbeitsplätze der
Bauwirtschaft würden natürlich auch bei ei-
nem Bau an einem anderem Standort gesichert
werden. 

Ein grober Mangel der Informationsvorlage
ist das fehlende Eingehen auf die doch zwei-
fellos vorhandene Kritik an dem Vorhaben.
Diese wird schlicht ignoriert, wenn es heißt:
»Die geführten Diskussionen zeigen, daß das
Projekt insgesamt begrüßt wird«. 

Auf der anderen Seite behinderte das dau-
ernde Abblocken jeglicher Kritik auch bei den
Opponenten die objektive Auseinandersetzung
mit dem Für und Wider des Kreishausneubaus
auf dem Pavillonplatz. So ging es denn auf
dem Sonderkreistag nicht darum,die beste Lö-
sung zu finden. Denn die stand ja schon vorher
fest. Die Sache selbst spielte nur eine Neben-
rolle. Das Abstimmungsprocedere auf dem
Sonderkreistag verkam letztlich wiederum zur
vorweg bestimmten Machtdemonstration. 

GERD MARKMANN

Nicht den Boden unter den Füßen verlieren
Die Mehrheit der Kreistagsabgeordneten (34

von 57) hat ja nun nach einem aufwendigen vi-
deounterstützten Einführungsvortrag für die
Errichtung eines »Neuen Kreishauses« auf
dem Pavillonplatz gestimmt. Wäre es in den
Kassen des Kreises und in der Stadt nicht so
schlecht bestellt,könnte man sich an diesem
Projekt direkt begeistern. Die Frage ist nur,
was wird bei einer Kreditaufnahme von über
20 Mill. Euro, die dann eine jährliche Zinsbe-
lastung von 1,3 Mill. Euro ab 2006 mit sich
bringen,zurückstehen müssen? Auf alle Fälle,
und das ist so sicher wie das Amen in der Kir-
che, schlägt sich das auf die Geldtasche der
Bürger nieder. Zum einen direkt dadurch, daß
die Steuereinnahmen und Landeszuweisungen
sich aufgrund der stagnierenden Wirtschaft in
der Region Brandenburg weiter verringern
(wer glaubt schon bei der Situation, wie sie
sich tagtäglich im Umfeld darstellt, an eine
baldige Besserung?), zum anderen verändert
sich die demographische Struktur immer mehr
in Richtung Überalterung der Bevölkerung,
d.h. der Rentneranteil – mit einer relativ be-
scheidenen Kaufkraft – wird steigen,was sich
wiederum negativ auf die Umsätze im Handel
und Investitionsgeschehen auswirken wird.

Deshalb ist die abgegebene Begründung zur
Steigerung der Einzelhandelsumsätze durch
die Belegung des »Kreishauskomplexes« in
den Erdgeschossen mit Geschäften und Re-
staurants etc. schlicht ein Wunschtraum. 

Stellen wir uns also darauf ein,daß die im
Barnim verbleibenden Bürger zukünftig noch
mehr zur Kasse gebeten werden. Die Gesetze
des Bundes und des Landes stellen die Wei-
chen in eine dem Sozialstaat widersprechende
Richtung. Den Kommunen wird  geradezu auf-
gezwungen, neue Quellen für Abgaben zu er-
schließen. Wem tut es da Wunder, daß für inno-
vative Lösungen, die einer großen Zahl von
Hausbesitzern auf dem Abwassergebiet finan-
zielle Entlastungen bringen könnten,nicht das
geringste Interesse in Stadt und Kreis besteht.
Praktische Beispiele der Gegenwart belegen,
daß die Ämter im (unzulässigen) Zusammen-
spiel mit dem ZWA Mittel gegen den Bürger
ausspielen,die ihn nicht innovativ  bzw. ökolo-
gisch nützlich zum Zuge kommen zu lassen.
So ist es z.B. Bauherren geradezu unmöglich,
bei einem Hausbau ein abwasserfreies Grund-
stück nach allen Regeln moderner wissen-
schaftlicher Erkenntnisse einzurichten.

Er scheitert letztlich an der Verweigerung
des ZWA und/oder der Gemeinde(?),eine Aus-
sage darüber zu treffen,ob in den nächsten 15
Jahren  in der anliegenden Straße eine zentrale
Abwasserleitung gebaut wird oder nicht. 

Die »Wende« liegt mehr als 12 Jahre zurück
und wir »blechen« heute bald jeden Tag mehr
für die Fehler einer total auf zentrale Systeme
orientierten,übersteigerten Abwasserpolitik.

Wird es da nicht höchste Zeit,mit den Ver-
antwortlichen im ZWA und zuständigen De-

zernaten Klartext zu reden und sie auf ihre
Pflichten hinzuweisen,für das Wohl der Bür-
ger da zu sein und nicht für die Wiederauffül-
lung der Kassen,die sie in ihrer beispiellosen
Blindheit und Euphorie vor 10 Jahren leer »ge-
pumpt« haben? Die aus jener Zeit stammenden
verknöcherten, starren Strukturen müssen
durch flexibles Management zur Gewährlei-
stung der Daseinsfürsorge unter Anwendung
zeitgemäßer Abwasser-Behandlungsmethoden
abgelöst werden.

Warum sollen die Bürger für die Fehler zah-
len, die die in den Führungspositionen des
ZWA und der Stadt Sitzenden gemacht haben?
Umgekehrt tun sie es ja auch nicht! Beim ein-
fachen Bürger oder kleinen Unternehmer steht
dann über kurz oder lang der Gerichtsvollzie-
her oder Insolvenzverwalter vor der Tür und
holt sich, was noch zu kriegen ist.

Verfolgt man die Verlautbarungen in den
Medien,dann bekommt man immer mehr den
Eindruck, daß eine große Zahl derer, die sich
in der oberen Schicht der Gesellschaft befin-
den, durch Betrügen oder Täuschen anderer
Menschen oder der Öffentlichkeit dort hinge-
langt sind.

Es bleibt zu wünschen, daß es in unserer
Stadt und im Land nicht auch noch so kommt.

HELMUT BRAUNSCHWEIG

Abstimmungsergebnisse: 
Der weitestgehende Antrag kam von der frühe-
ren Schillpartei. Die jetzt unter der Kurzbe-
zeichnung »Offensive« agierenden Rechts-
außen des Kreistages forderten, den Neubau
auf dem Pavillonplatz aufzugeben und statt
dessen die Rekonstruktion und Erweiterung
des Standortes Heegermühler Straße 75 zu be-
vorzugen. In geheimer Abstimmung stimmten
11 Kreistagsabgeordnete dafür und 39 dage-
gen bei 5 Enthaltungen. 
Die PDS hingegen hatte in ihrem Antrag ledig-
lich gefordert, die weiteren Arbeiten auszuset-
zen, bis die finanziellen Möglichkeiten zum
Fortgang der Arbeiten geprüft seien. Für die
endgültige Entscheidung am 10. März sollte
die Kreisverwaltung Alternativvorschläge vor-
bereiten. Für diesen Verzögerungsantrag
stimmten 18 Abgeordnete, 34 stimmten dage-
gen, 3 enthielten sich.
Der vom Landrat eingereichten Präzisierung
zum Finanzplan für den Kreishausneubau
stimmten schließlich 32 Abgeordnete zu bei 10
Gegenstimmen und 3 Enthaltungen. Mehrheit-
liche Zustimmung fand auch die Anregung,
den Bau »Paul-Wunderlich-Haus« zu nennen. 
Zuletzt wurde über einen kurzfristig eingereich-
ten Antrag von SPD, CDU, FDP und Bauernver-
band entschieden, in dem es um den gleichzei-
tigen Bau der zentralisierten Nebenstelle der
Kreisverwaltung in Bernau ging. Die Summe
von 2,5 Mio Euro soll dabei nicht überschritten
werden. Nachdem der Verweis in den Aus-
schuß und ein Änderungsantrag abgelehnt
wurden, fand der Antrag bei 6 Gegenstimmen
und mehreren Enthaltungen die Mehrheit der
Kreistagsabgeordneten.
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Ortsrat Finow gegründetSonderkreistag:

Korruptionsverdacht
Für einen Kreishausneubau gibt es Argu-

mente:1. Für die Mitarbeiter entstehen bessere
Arbeitsbedingungen. 2. Die Verwaltung kann
bürgerfreundlicher organisiert werden. 3. Meh-
rere Dienstorte werden zusammengelegt. 4.
Die Chance Eberswaldes steigt,Kreisstadt zu
bleiben,auch wenn die Landkreise Barnim und
Uckermark fusionieren (müssen). 5. Die
Eberswalder Innenstadt belebt sich und der
kulturell-künstlerische Anspruch der Konzep-
tion (Paul-Wunderlich-Haus) wird ihr guttun.

Ebenso gibt es Argumente die dagegen spre-
chen:1. Die geplanten 30 Mio Euro Baukosten
werden an anderen Stellen fehlen. 2. Ein neuer
Verwaltungspalast ist in Krisenzeiten nicht zu
rechtfertigen. 3. Die Belebung der Innenstadt
endet mit dem Feierabend der Verwaltung.
4. Eberswalde bekommt tagsüber neue Ver-
kehrsprobleme. 5. Die Kreisverwaltung kann
auch andernorts gut untergebracht werden.

Nach dem Willen der Fraktionen von Bau-
ernverband, FDP, SPD und CDU sollen diese
Argumente aber nicht abgewogen werden. Statt
dessen will man in Bernau zusätzlich 2,5 Mio
Euro für ein Minikreishaus ausgeben. Damit
sollen die Abgeordneten der Bernauer Region
»gekauft« werden. Ein vergleichbares Angebot
für den Oderberger Raum fehlt allerdings.

Dabei ist der Bernauer Verwaltungsbau
überflüssig. Er untergräbt das Ziel der Verwal-
tungszentralisierung. Es gibt keine Deckung
im Haushalt,keinen Standort in Bernau,keine
Konzeption, keine Planung, nicht einmal eine
Begründung ist der Vorlage beigefügt. Sachpo-
litik wir d ersetzt durch Stimmenkauf. Viel-
leicht wird hier auch schon Landtagswahl-
kampf betrieben – auf Kosten der Steuerzahler?

THOMAS BERG, Vorsitzender der Fraktion 
Grüne/Freie Wähler im Kreistag Barnim

Ein Ortsbürgermeister ist berechtigt und
verpflichtet, seinen Ortsteil in ortsteilspezifi-
schen Angelegenheiten gegenüber den Orga-
nen der Stadt zu vertreten. Dementsprechend
ist er vor der Beschlußfassung der Stadtverord-
netenversammlung oder des Hauptausschusses
in folgenden Angelegenheiten zu hören: Pla-
nung von Investitionsvorhaben in dem Ortsteil,
Aufstellung, Änderung und Aufhebung des
Flächennutzungsplans sowie von Satzungen
nach dem Baugesetzbuch und bauordnungs-
rechtlichen Satzungen,soweit sie sich auf den
Ortsteil beziehen,Planung, Errichtung, Über-
nahme, wesentliche Änderungen und Aufhe-
bung von öffentlichen Einrichtungen in dem
Ortsteil, Aus- und Umbau sowie Benennung
von Straßen,Wegen und Plätzen im Ortsteil,
Änderung der Grenzen des Ortsteils und Er-
stellung des Haushaltsplans. Er ist berechtigt,
zu allen den Ortsteil betreffenden Angelegen-
heiten Vorschläge zu unterbreiten und Anträge
zu stellen.

Um diese Aufgaben wahrnehmen zu kön-
nen, sucht Ortsbürgermeister Albrecht Triller
einen ständigen Kontakt mit den Finower Bür-
gern, was bei mehr als 10.000 Einwohnern
nicht einfach ist. Deshalb bemüht er sich, ei-
nen Kreis interessierter Bürger zu gewinnen,
die in einem Beratungsgremium mitwirken. 

Dabei sollte das Beratungsgremium so zu-
sammengesetzt sein,daß darin Bürger aus den
verschiedenen Wohngebieten des Ortsteils ver-
treten sind, die die Probleme des Ortsteils ken-
nen. Ferner sollten solche Bürger vertreten
sein,die auf einem bestimmten kommunalpoli-
tischen Fachgebiet Kenntnisse und Erfahrun-
gen besitzen.

Am 28. Januar trafen sich auf Einladung des
Ortsbürgermeisters aktive Bürger aus dem
Wohngebiet zu einer ersten Beratung in den
Räumen der Volkssolidarität in der Bahnhof-
straße. Unter den 9 Anwesenden waren schon
die verschiedensten Wohngebiete und Interes-
senfelder vertreten. Die Runde ist für weitere
an der Mitarbeit interessierte Bürger offen.

Weitere 5 Bürgerinnen und Bürger haben
ebenfalls ihre Bereitschaft erklärt, konnten
aber an der ersten Beratung nicht teilnehmen.
Die Anwesenden begrüßten es ganz außeror-
dentlich, daß in dieser Weise eine Bürgerbetei-
ligung an der Vertretung der Ortsteilinteressen
ermöglicht wird.

In der Suche nach einer Bezeichnung für das
Beratungsgremium einigten  sich die Anwe-
senden auf »Ortsrat Finow« fest. Der Name
»Ortsbeirat« ist bereits besetzt und bezeichnet
ein gewähltes Gremium mit gesetzlich fixier-
ten Rechten und Aufgaben und konnte daher
nicht verwendet werden.

Ortsbürgermeister Triller erläuterte, daß sich
die Aufgaben des Ortsrates Finow auf die per-
sönliche Beratung des Ortsbürgermeisters be-
schränken. Er legt jedoch gerade darauf großen
Wert. Er rief zugleich dazu auf, nicht nur Un-
zulänglichkeiten und Mißstände aufzuzeigen,
sondern auch Vorschläge zur Lösung zu unter-
breiten und an der Lösung teilzunehmen bzw.
andere dafür zu gewinnen.

Der Ortsrat Finow verständigte sich
zunächst zur Arbeitsweise. Geplant sind etwa
vierteljährliche Beratungen mit allen Mitglie-
dern des Ortsrates Finow. Dazwischen sind
wohngebiets- bzw. fachgebietsbezogene Kon-
takte zu aktuellen Fragen erforderlich.

Im März soll eine gemeinsame Begehung
von ausgewählten Schwerpunkten in Finow er-
folgen. Ende April/Anf ang Mai soll über die
Ergebnisse in einer öffentlichen Versammlung
mit den Einwohnern gesprochen werden. Der
Ortsrat wird sich an der Vorbereitung dieser
Veranstaltung beteiligen.

Im Weiteren wurden zwei aktuelle Fragen
des Ortsteiles besprochen:

Ehren-/Grabmal der ehemaligen so-
wjetischen Streitkräfte. 

Ein Finower Bürger hat in der Ortsbürger-
meistersprechstunde den schlechten Zustand
des Denkmals und des Umfeldes beklagt. An-
dererseits wird von der Stadt erwogen, die
Fläche als Schulhof zu nutzen. In Abwägung
der unterschiedlichsten Aspekte empfahl der
Ortsrat, der Flächennutzung als kleinen Stadt-
park den Vorrang einzuräumen. Das Denkmal
sollte am Standort renoviert und in den Stadt-
park eingeordnet werden oder an anderer Stel-
le im Ganzen oder in Teilen einen würdigen
Platz finden,falls das notwendig und zulässig
wäre. Der Ortsrat machte dazu konkrete Vor-
schläge. 

Beteiligung an der 750-Jahrfeier. 
Die Stadt hat alle Bürger zur aktiven Beteili-

gung an der 750-Jahrfeier aufgerufen. Im Orts-
rat wurde darüber gesprochen,ob und wie der
Zusammenschluß der verschiedenen Orte zur
Gemeinde Finow im Jahre 1928 im Festumzug
dargestellt  werden könnte. Die Anwesenden
erklärten ihr Interesse und ihre Mitarbeit und
diskutierten Ideen dazu.

MARTIN SATKA

Der schlechte Zustand des sowjetischen Ehrenmals in
Finow war Gegenstand der Kritik eines Bürgers und zu-
gleich eines der ersten Themen des neuen Ortsrates in
Finow. Die Mitglieder dieses Gremiums wollen ihren
Ortsbürgermeister beraten und bei seinen Aktivitäten
unterstützen. Foto: A.T.

Polytechnischer Unterricht
Mit der Publikation »Über das Fach hinaus

– fachübergreifender, fächerverbindender Un-
terricht und die übergreifenden Themenkom-
plexe«,setzt das Landesinstitut für Schule und
Medien Brandenburg (LISUM Bbg) seine neue
Schriftenreihe zur Einführung der Rahmen-
lehrpläne für die Sekundarstufe I fort. Ein mo-
derner fächerübergreifender Unterrichts erfor-
dert eine grundlegend andere Planungslogik
als Fachunterricht. Zur Unterstützung der
Lehrkräfte werden die einzelnen Planungs-
schritte mit ihren Konsequenzen für die Unter-
richtsorganisation beschrieben. Es wird ein
Vorgehen erläutert, wie man fächerverbinden-
de Themen entwickelt und passende Planungs-
strukturen findet. Orientierungen zur methodi-
schen Gestaltung und zur Leistungsermittlung
und -bewertung schließen sich an. Die Publi -
kation ist an alle Schulen der Sekundarstufe I
ausgeliefert worden und ist im Internet unter:
www.lisum.brandenburg.de zu finden.

HEIKE HASELOFF, LISUM Brandenburg



b pb !p r o g r a m m a t i s c h

9

Bürgerfraktion Barnim (BFB): 

Wirtschaft muß Priorität haben
Eberswalde (bbp). Zur Kommunalwahl 2003 traten im Landkreis Barnim erstmals politische
Kräfte jenseits der bekannten Parteien an und kamen auf Anhieb in die Stadtverordnetenver-
sammlung der Kreisstadt Eberswalde und in den Kreistag: die Bürgergemeinschaft Kommunal-
abgaben Barnim (BKB) und die Bürgerfraktion Barnim (BFB). Beide unterscheiden sich auch
von den örtlichen Vereinen,die schon seit Jahren die Politik in den kleinen Gemeinden bestim-
men. Der BKB schöpft aus achtjährigen praktischen Erfahrungen und nahm die Forderungen der
verschiedener Bürgerinitiativen auf. Die programmatische Selbstfindung der Bürgerfraktion Bar-
nim erfolgte erst im Kommunalwahlkampf und mündete in dem kurz vor der Wahl veröffentlich-
ten »Erweiterten Maßnahmekatalog«. Der in der Januar-BBP veröffentlichte erste Teil enthielt
die Schwerpunkte »Beteiligung der Bürger an der Kommunalpolitik« und »Ämter und Verwaltun-
gen«.Nachfolgend der zweite Programmteil,der sich der Entwicklung der Wirtschaft widmet:

3. Wir tschaft im Barnim
Das wichtigste, was unsere Region braucht,

sind Arbeits- und Ausbildungsplätze. Die poli-
tisch Verantwortlichen verfahren weiterhin
nach den gleichen,alten Denkweisen. Es fehlt
klar an Innovationskraft, die in der derzeitigen
Situation im Barnim dringend notwendig ist.
Die Wirtschaftslage im Kreis ist zu unbestän-
dig, um Investoren anzuziehen oder Firmener-
weiterungen vollziehen zu können. Damit ist
als Problem erkannt,daß zu wenige Unterneh-
men im Barnim in der Lage sind zu investieren
und es schwer ist nach einer Firmenneugrün-
dung diese hier ökonomisch zu etablieren und
stabilisieren.

Investorenwerbung
Das unzureichende Marketingkonzept der

Städte und Gemeinden ist ein großes Problem
bei der Investorensuche. In unseren Verwaltun-
gen wird darauf gewartet, daß sich Investoren
für die Standorte im Barnim interessieren. Ein
aktives und angemessenes Bewerben eines
mittlerweile leider ehemaligen Industriestan-
dortes durch die Stadt Eberswalde ist auf Fach-
messen selten der Fall. Investorensuche gelingt
nicht vom Schreibtisch aus! Ein Außendienst
muß verfügbar sein,um potentielle Investoren
anzusprechen und zu betreuen. Potentiale gibt
es in der Metallbranche oder bei den erneuer-
baren Energien. Diese stellen eine der Zu-
kunftsbranchen für unsere Region dar. Die
Fachhochschule Eberswalde mit ihren Fachbe-
reichen Holztechnik und Wirtschaft und den
damit verbundenen Fähigkeiten Holz industri-
ell zu verarbeiten und zu vermarkten, müssen
stärker genutzt und beworben werden (Möbe-
lindustrie).  Es gilt, auf vorhandene Strukturen
zur aktiven Investorengewinnung aufzubauen,
sie zu vereinfachen und eine höhere öffentliche
Wirksamkeit zu erreichen. Es müssen mehr
Mittel für eine aktive Investorensuche bereit-
gestellt werden,die durch den sinnvollen Um-
gang mit bestehenden und zukünftigen Projek-
ten gewonnen werden können. 

Kreishausneubau
Der Neubau des Kreishauskomplexes wird

die Finanzhaushalte in den nächsten Jahren
schwer belasten. Zudem ist der Pavillonplatz
ein Standort, der zwar für Eberswalder mit öf-

fentlichen Verkehrsmitteln gut erreichbar ist,
aber für Bürger aus anderen Gemeinden auf-
grund der Verkehrs- und Parkplatzproblematik
nur schwer erreichbar sein wird. Beispielhaft
für unausgereifte Planungen ist das dazu ent-
wickelte Parkraumkonzept. Das geplante Park-
haus soll mit drastischen Stundengebühren be-
legt werden, um Parken von Anliegern und
Studenten zu verhindern. Der Kreishausneu-
bau wird also den Verkehr in der Innenstadt
von Eberswalde äußerst negativ beeinflussen.
Die Suche nach kostenfreien Parkplätzen läßt
den Parkplatzsuchverkehr enorm zunehmen. 

Zusammenarbeit Kommunal-
politik und Wirtschaft

Gerade in der Politik muß nun ein Umden-
ken stattfinden. Eine aktive Zusammenarbeit
von Wirtschaft und Politik ist in einer struktur-
schwachen Region wie dem Barnim unabding-
bar. Ein intensiver Interessenaustausch zwi-
schen heimischer Wirtschaft, potentiellen In-
vestoren und den politischen Planungen in den
Stadtverordnetenversammlungen und Gemein-
devertretungen, sowie im Kreistag muß er-
reicht werden. Speziell unser einheimischer
Mittelstand muß Gehör für Kritik und Anre-
gungen in der Kommunalpolitik finden. Auch
das wird bis jetzt in Eberswalde stark vernach-
lässigt. Hier vermißt man vor Entscheidungen
in der StVV die Anhörung von unabhängigen
Vertretern der Wirtschaft und Raumplanung.
Nicht einmal die zu 66 % stadteigene Wirt-
schaftsförderungsgesellschaft (WFGE) wird
zu wirtschaftsstrukturellen Entscheidungen an-
gehört. So fallen dann Entscheidungen,wie die
über den Bau des ,,Geisterhafens’’ in Ebers-
walde, der durch die TWE betrieben wird. Das
ist ein Zustand an dem die BFB ansetzen wird
und der Raumplanung und der Wirtschaftspro-
jektion ein Sprachrohr in der Politik verleiht. 

Insolvenzen verhindern und
heimische Wirtschaft stärken

Um der hohen Zahl der Insolvenzen im Bar-
nim entgegenzuwirken,ist ein Engagement ge-
genüber der heimischen Wirtschaft im selben
Zuge anzuvisieren wie die Wirtschaftsförde-
rung für Neuinvestitionen. Dazu gehört auch
die Interessenvertretung der Barnimer Unter-
nehmer in den StVV, Gemeindevertretungen

und im Kreistag. Die Auftragsvergabe seitens
der Städte und Gemeinden muß unabhängig
bleiben und darf nicht von sogenannten »Män-
nerfreundschaften« zwischen Unternehmern
und politischen Entscheidungsträgern beein-
flußt werden. Auch nach mehr als 13 Jahren
wird man das Gefühl nicht los,daß die Zahnrä-
der noch wie zu Zeiten der DDR drehen und
der Beziehungsfaktor eine wichtige Rolle
spielt. Hier muß dringend und mit aller Kraft
entgegengewirkt werden und genau dazu ist
die BFB bereit!

Investoren Vorteile schaffen
Bei der Investorengewinnung und Firmen-

neugründungen insbesondere im produzieren-
den Gewerbe und der Forschung müssen ent-
scheidende Standortvorteile beworben bzw.
geschaffen werden. Die Kooperation z.B. zwi-
schen den innovativen Firmen im Sektor der
erneuerbaren Energien, dem eine besondere
Bedeutung zukommt,und den metallverarbei-
tenden Unternehmen der Region ist zu fördern. 

Die positiven Ansätze der Investorenbetreu-
ung durch die WFGE sind auszubauen (ein An-
sprechpartner für Standortsuche, Darlehensbe-
antragung, Bauantrag, Konzept etc.). 

Erschlossene und teilerschlossene Flächen
müssen so günstig wie möglich an Investoren
verpachtet oder verkauft werden. Der Gewer-
besteuerhebesatz der Stadt Eberswalde von
350% sollte bei Neuinvestitionen in den ersten
3 Jahren gesenkt,wenn nicht sogar aufgehoben
werden. Danach sollte der Satz dann bis zum
6. Jahr gestaffelt auf Normalniveau angehoben
werden. Zur Entlastung des Mittelstandes soll-
te eine Senkung des Gewerbesteuerhebesatz
auf 300% erwogen werden. Weiterhin muß die
Betreuung der Kommunen gegenüber Neu-
gründern verbessert werden und die Firmen in-
nerhalb der ersten 5 Jahre besonders betreut
werden. Hierzu könnte man den Service der
WFGE erweitern und somit auch einen oder
mehrere Arbeitsplätze schaffen. Darüber hin-
aus ist zu prüfen,ob in Anbetracht der schlech-
ten Lage bei der Kreditvergabe, die Stadt bei
erfolgversprechenden Investitionen als Bürge
oder Kreditgeber zu günstigen Konditionen
auftreten kann. 

Bürokratie und Gesetzesüberfluß müssen
zugunsten der Wirtschaft abgebaut werden. Als
Beispiel dazu sind hinderliche Gesetze zum
Naturschutz zu benennen,welche die EU-
Richtlinien weit übersteigen. So wird zum Bei-
spiel in Brandenburg normaler Trockenrasen
als Biotop anerkannt und geschützt. Dies erfor-
dert bei Neubau eine unnötige und teure Aus-
gleichsmaßnahme.

Das während der letzten Legislaturperiode
nicht gelöste Problem der Abwasserkosten
muß von Seiten der Politik gemeinsam mit
dem Bürger bearbeitet werden,um einen allge-
meinverträglichen Konsens zu finden. Der
Ausbau einer wirtschaftsnahen Infrastruktur
muß kontinuierlich vorangetrieben werden.
Die Wirtschaft muß äußerste Priorität ge-
nießen.
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Zum ZWA-Ausschluß der Gemeinde Schorfheide

Programmatischer Ansatz im Vordergrund

Kriegserklärung an Nachbargemeinden

Mit einem Schlag aus
der Schuldenfalle?
Eberswalde (bbp). Vor der Stadtverordneten-
versammlung am 22. Januar, die u.a. den Aus-
schluß der Gemeinde Schorfheide aus dem
ZWA zum Thema hatte, überraschte die Bür-
gergemeinschaft Kommunalabgaben Barnim
(BKB) die Öffentlichkeit mit der Ankündi-
gung, daß sich mit dem Feststellungsbescheid
des Landrates über die Entstehung des ZWA
als öffentlich-rechtliche Einrichtung, eine
»außerordentlich günstige rechtliche Situation
ergeben« habe, welche es ermögliche, rund
100 Millionen Euro Kreditverbindlichkeiten
des ZWA »mit einem Schlage los zu werden«.
Diese Situation sei so einmalig und so positiv,
daß sie unbedingt genutzt werden sollte, »und
zwar unverzüglich und konsequent«. Zweifel-
los wäre damit die Grundlage für die lang er-
sehnte Lösung des hiesigen Abwasserproblems
gelegt.

Dr. Günther Spangenberg, Stadtverordneter
von BKB/Freie Wähler, begründet die vom
BKB gesehene Möglichkeit damit,daß der da-
malige ZWA die Kreditaufnahmen als pri-
vatrechtlicher Verein getätigt habe. Den ZWA
als öffentlich-rechtliche Einrichtung gebe es
laut Feststellungsbescheid erst ab dem
22.11.1992. Der vorherige privatrechtliche
Verein sei damit untergegangen. »Das hat die
für uns positiven Konsequenzen: a) Zwischen
dem Verein und dem heutigen ZWA gibt es kei-
ne Übereinstimmung der Rechtsnatur, b) Der
heutige ZWA erscheint nicht als Rechtsnach-
folger des Vereins.« Es gebe keine Rechts-
norm, die ein Unternehmen zwingen könne,
Verbindlichkeiten eines nicht mehr existieren-
den anderen Unternehmens,Vereins und der-
gleichen zu übernehmen. »In der noch zu er-
stellenden Eröffnungsbilanz des heutigen
ZWA«,so Dr. Spangenberg, »dürfen daher Ver-
bindlichkeiten jenes Vereins nicht erscheinen.«
Daraus folge, daß auch die für diese Kredite
getätigten Zinszahlungen zu Unrecht erfolgten
und auch die bisherigen Gebühren und Beiträ-
ge auf zu hoher Kostenbasis ermittelt wurden.
Aus all dem ergebe sich, »daß der heutige
ZWA mit allen seinen Mitgliedskommunen für
die Verbindlichkeiten von damals nicht in die
Verantwortung genommen werden kann.« Wer
als Adressat für die Verbindlichkeiten in Frage
komme, ließ Dr. Spangenberg offen. Theore-
tisch sei dies der Verein,aber dieser existiere ja
nicht mehr.

Das Dementi des ZWA-Vorstehers Wolf-
gang Hein ließ nicht lange auf sich war-

ten. Er nutzte die Berichterstattung an die
StVV am 22. Januar, um das Hauptargument
des BKB gründlich zu entkräften. Den ZWA-
Verein gebe es nicht nur »nicht mehr«,richtig
sei vielmehr:»Der ZWA als privatrechtlicher
Verein hat nie existiert!« Der ZWA-Vorsteher
schob dieser Behauptung sogleich den untrüg-

Nachfolgender Beitrag war ursprünglich als Le-
serbrief an das Wochenblatt »Barnimer Blitz« ge-
richtet. Da dieses Blatt ausschließlich von Anzei-
gen lebt, kann dort verständlicherweise nicht je-
der Leserbrief veröffentlicht werden. Dieser Bei-
trag soll vor allem begründen, warum ich bei der
Abstimmung zum ZWA-Ausschluß der Gemein-
de Schorfheide in der StVV nicht der Mehrheits-
meinung meiner Fraktion folgen konnte. Der
ausdrückliche Bezug auf den Leserbrief »Dis-
kussion muß transparent sein« von Reimer Loo-
se im Blitz vom 17. Januar 2004 in der entspre-
chenden Presseerklärung der PDS-Fraktion,
machte es meinerseits erforderlich, auch auf die
Argumente von Reimer Loose einzugehen. 

Herr Loose schreibt,es sollten alle Möglich-
keiten genutzt werden,den ZWA »in die Lage
zu versetzen, so schnell wie möglich ökono-
misch unabhängiger von Verpflichtungen und
damit zukunftssicher zu machen«.Diesem Ziel
kann ich nur beipflichten. 

Ich teile auch seine Hoffnung, »daß diese
Diskussion auch für die Öffentlichkeit transpa-
rent geführt wird«. Daher verwundert es mich
allerdings,wenn er die Tatsache, daß »einzelne
Abgeordnete« sich in dieser Diskussion zu
Wort melden,als »Zerreden« der sich auftuen-
den Möglichkeit bezeichnet. Der Sinn von Dis-
kussionen ist doch wohl, das Für und auch das
Wider einer Sache zu erörtern. 

Herr Loose hat seine Argumente für einen
Ausschluß der Gemeinde Finowfurt aus dem
ZWA dargelegt. Daß ihm darin die Mehrheit
der Stadtverordneten folgte, halte ich für einen
schweren Fehler. Die Anfang der 90er Jahre im
Bereich des ZWA realisierten Investitionen er-
folgten im Einvernehmen aller ZWA-Mitglie-
der. Daß ein besonders großer Teil dieser Inve-
stitionen den Finowfurtern zu Gute kam,hat
mit der Pfif figkeit ihres damaligen Bürgermei-
sters zu tun. Warnungen,daß die Investitionen
auch irgendwann bezahlt werden müssen,gab
es damals durchaus,nur hörte niemand auf die-
se ewigen Meckerer und Nörgeler. Seit Mitte
der 90er Jahre ist klar, daß die Warnungen be-

rechtigt waren. Daß nunmehr das einst von al-
len beschworene Solidarprinzip des ZWA ein-
seitig aufgekündigt wird, halte ich für mora-
lisch und politisch verwerflich.

Denn die in Aussicht gestellte Stabilisierung
der Gebühren für den verbleibenden Rest-
ZWA, würde in Finowfurt/Schorfheide die Ku-
bikmetergebühr bis auf zwanzig Euro hoch-
treiben. Der Rausschmiß-Beschluß ist eine
Kriegserklärung gegen die Nachbargemein-
den. Nicht nur gegen Finowfurt/Schorfheide.
Auch die Bürgerinnen und Bürger in den Äm-
tern Oderberg und Joachimsthal werden auf-
horchen. Denn deren Anteil an den ZWA-
Schulden ist ebenfalls beträchtlich.

Abgesehen davon sind die Erwartungen,die
Herr Loose und mit ihm wohl auch die Mehr-
heit der Stadtverordneten an den Ausschluß
der Gemeinde Schorfheide knüpfen, unreali-
stisch. 

Erstens steht dem die Kommunalaufsicht im
Wege. Es ist völlig irrig zu erwarten, daß der
Kreis oder das Land eine Situation zulassen,
die sie irgendwann zu einer »zielorientierten
Finanzierungsunterstützung« zwingen. Zwei-
tens hat die Gemeinde Schorfheide angekün-
digt, gegen den Ausschluß notfalls gerichtlich
vorzugehen. Jahrelanger Streit wäre die Folge.

Bereits der StVV-Beschluß vom 22. Januar
dürfte das Verhältnis Eberswaldes zu seiner
Nachbargemeinde nachhaltig belasten. 

Die möglicherweise erhoffte Lösung des
Abwasserproblems ist so nicht zu haben. Hier
wird lediglich der »Schwarze Peter« wegge-
schoben. Das ist klassische Problemverdrän-
gung! Ein dauernder Streit mit den Nachbarge-
meinden wird für die Eberswalder Bürgerin-
nen und Bürger nur Nachteile haben.

Ich bin der festen Überzeugung, daß Proble-
me nur miteinander und nicht gegeneinander
gelöst werden können. Herr Loose sprach von
einer Chance, die sich ergebe. Ich meine, hier
wurde eine Chance vertan. 

GERD MARKMANN

Die PDS Fraktion hat sich dazu verständigt,
dem Antrag zum Ausschluß der Gemeinde
Schorfheide mehrheitlich unterstützen. Im
Wahlprogramm hatten die PDS-Mitglieder
ihren Stadtverordneten den Auftrag erteilt, für
Gemeinden,die durch die Gemeindefusion
Mitglieder in mehreren Wasser-/Abwasserver-
bänden Mitglied sind, eine Klärung anzustre-
ben,die einen solchen Zustand beenden soll.
Bei ihrem Entschluß stützt sie sich genau da-
rauf.

Auch die Hoffnung auf verringerte Ge-
bühren für die Eberswalder Bürger war in der
Diskussion im Rahmen der Fraktion zu spüren.
Das war aber nicht der hauptsächliche Beweg-
grund, diesen Beschluß so zu fassen. Eher

spielte die Frage eine Rolle, ob dieses Vorge-
hen unter Umständen die Entschuldungspro-
blematik bei Wasser und Abwasser auf eine an-
dere Ebene verlagert, wo sie möglicherweise
eher zu lösen ist.

In der allgemein festgefahrenen Situation
bei der Gebührenhöhe im Zweckverband ist
dieser Weg ein legitimer Versuch. Die Gefahr,
daß die Stadt Eberswalde in unkalkulierbare
Rechtsstreitigkeiten geraten könnte wird dage-
gen als eher unwahrscheinlich angesehen.

Ausdrücklich wurde die Sicht von Herrn
Loose unterstützt,wie er sie im Barnimer Blitz
vom 17. Januar dargelegt hat.

WOLFGANG SACHSE, Vorsitzender der 
PDS-Fraktion  in der StVV Eberswalde

Fortsetzung Seite 11
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PDS macht sich mitschuldig
Ein weiteres Mal hat sich die PDS an der

verfehlten Wasser- und Abwasserpolitik im
Zweckverband mitschuldig gemacht. Mit den
Stimmen der PDS (mit Ausnahme von Gerd
Markmann) wurde durch die StVV der Auftrag
an die Bevollmächtigten der Stadt im ZWA er-
teilt in der Zweckverbandsversammlung für
den Ausschluß von Schorfheide zu stimmen.
Ein entschlossenes Auftreten der PDS gegen
den Ausschluß hätte mit einiger Wahrschein-
lichkeit den Ausschluß schon im Vorfeld ver-
hindert. 

Im Wahlkampf geißelte der PDS-Bürger-
meisterkandidat Volker Passoke die verfehlte
Wasser- und Abwasserpolitik des ZWA. Wegen
der Kritik am ZWA selbst unter Kritik geraten,
reduzierte er seine Angriffe auf das ZWA-Ma-
nagement. Wo nun mit der Vorlage Ausschluß
der Gemeinde Schorfheide aus dem ZWA ein
neuer Beweis der falschen Wasser- und Ab-
wasserpolitik auf dem Tisch lag, ist die Kritik
ganz verstummt und stimmt Volker Passoke
nun als Stadtverordneter für diese Vorlage.

Zur Rechtfertigung des Verhaltens der Frak-
tion gibt diese eine Presseerklärung ab, in der
es heißt,daß »die PDS-Mitglieder ihren Stadt-
verordneten den Auftrag erteilt (habe),für Ge-
meinden,die durch die Gemeindefusion Mit-
glieder in mehreren Wasser-/Abwasserverbän-
den Mitglied sind, eine Klärung anzustreben,
die einen solchen Zustand beenden soll. Bei
ihrem Entschluß stützt sie sich genau darauf.«

Wie und warum eine solche Formulierung
ins Wahlprogramm des Stadtverbandes der
PDS gekommen ist,bleibt dabei im Dunkeln.
Dazu ist zu sagen,daß eine leitende Mitarbei-
terin des ZWA in ihrer Eigenschaft als Mit-
glied des Stadtvorstandes der PDS das Wahl-
programm im allgemeinen und die Passage
zum Thema Wasser- und Abwasser im beson-
deren maßgeblich formuliert hat. Leider haben
die PDS-Mitglieder die Forderung – eine Ge-
meinde = ein ZWA – übernommen,ohne daß
eine Berechtigung einer solchen Forderung
nachgewiesen wurde. Die entsprechende For-
mulierung war nur die Bestätigung des schon
im Frühjahr 2002 vom ZWA gefaßten Be-
schlusses zum Ausschluß der Gemeinde
Schorfheide wegen beabsichtigten Gemeinde-
fusion. Warum aber die Beschränkung der Ge-
meinde auf nur einen ZWA sinnvoll und not-
wendig ist,dazu gibt es weder vom ZWA noch
von der PDS eine Begründung.

Die Initiatoren für den Ausschluß haben als
entscheidenden Grund angegeben,daß sich für
die im ZWA verbleibenden Kommunen eine
Möglichkeit der Kosten- und damit Ge-
bührensenkung ergäbe. Aber einmal davon ab-
gesehen,daß hier schon das Fell des Bären zer-
legt wird, den man erst einmal fangen muß,
bleibt die Frage, ob dies ein akzeptabler Grund
für die PDS-Zustimmung ist. In der Presseer-
klärung heißt es dazu:»Auch die Hoffnung auf
verringerte Gebühren für die Eberswalder

Bürger war in der Diskussion im Rahmen der
Fraktion zu spüren.« Damit kündigt die PDS-
Fraktion das ohnehin schon stark demolierte
Solidaritätsprinzip vollends auf. Schon die Zu-
stimmung zur Abwassergebührenerhöhung ab
dem Jahr 2001 durch die PDS zielte auf die
Umverteilung der Gebührenbelastung von den
Mietern, die in Eberswalde die übergroße
Mehrheit der Bevölkerung stellen auf die Ei-
genheimbesitzer, die im Umland dominieren.
Dies soll jetzt seine Fortsetzung finden.

Wenn die PDS hofft, daß »dieses Vorgehen
unter Umständen die Entschuldungsproblema-
tik bei Wasser und Abwasser auf eine andere
Ebene verlagert, wo sie möglicherweise eher
zu lösen ist«,so ist diese Ebene zunächst ein-
mal die Nachbarkommune, der man die Schul-
den zuschieben will.

Spricht man in der PDS kaum noch von so-
zialistischer Politik, sondern nur von solidari-
scher Politik, so kann die Zustimmung zum
Ausschluß von Schorfheide auch dieses Prädi-
kat nicht mehr in Anspruch nehmen.

Betrachtet man im Weiteren, wie der Aus-
schluß von Schorfheide praktisch durchgezo-
gen wurde, dann stellen sich auch hier Fragen
an die PDS-Fraktion. Warum beteiligte sich die
PDS-Fraktion an einer vom Bürgermeister ein-
geladenen Beratung zum Thema Ausschluß
Schorfheide, die als private Veranstaltung
außerhalb der Regeln der Geschäftsordnung
der StVV stattfand? Warum stimmte die PDS-
Fraktion der Bildung einer Arbeitsgruppe zu,
in der in nichtöffentlicher Sitzung über den
Ausschluß beraten wurde und für die ebenfalls
nicht die Regeln der Geschäftsordnung der
StVV galten? Warum ließ sie zu,daß die Er-
gebnisse der Arbeitsgruppenberatung nicht als
offizielles Dokument in die StVV eingebracht
wurde? Unter den Augen der PDS-Fraktion
wurden Einwohnerfragen in der StVV ausge-
bremst,während der ZWA-Chef reden konnte,
ohne daß er durch einen formellen Beschluß
der StVV berechtigt wurde. Die PDS-Stadt-
fraktion läuft Gefahr, auch das Prädikat »de-
mokratisch« zu verlieren.

Nach den ersten drei Monaten ist auch noch
nicht zu erkennen,daß wenigstens noch das
Prädikat »oppositionell« gerechtfertigt ist.
Beim Ausschluß des ZWA hätte man das unbe-
dingt erwarten müssen. In Anbetracht der be-
vorstehenden Landtagswahlen ist Nachdenken
darüber dringend angesagt.

ALBRECHT TRILLER

lichen Beweis nach: »Der Wasser- und Abwas-
serverband Eberswalde«, zitierte er aus dem
Vereinsregister des Amtsgerichtes Eberswalde,
»ist eine Körperschaft öffentlichen Rechts. Als
solche kann ihr nicht durch Eintragung in das
Vereinsregister die Eigenschaft einer juristi-
schen Person des Privatrechts verliehen wer-
den. Die Eintragung in das Vereinsregister war
daher von Anfang an nichtig.« Deswegen wur-
de der Verein am 10.11.1998 »von Amts wegen
gelöscht«. Zahlreiche Beschwerden,die gegen
diese Löschung erhoben wurden,verwarf der
Direktor des Amtsgerichtes am 20.1.1999 mit
den Worten: »Der entstandene Rechtsschein,
daß der o.g. Verband vorübergehend in der
Rechtsform eines Vereins existiert habe – ob-
wohl, wie ausgeführt, dies rechtlich unmöglich
ist –, war daher von Amts wegen im Interesse
des Rechtsverkehrs zu beseitigen. Aus den vor-
genannten Gründen sind deshalb die Rechts-
behelfe auch unbegründet.« 

Wolfgang Hein ging auch auf die Frage ein,
wer denn nun vor dem 22.11.1992 für die Ge-
schäfte und Kreditaufnahmen des ZWA ver-
antwortlich zeichne. So habe der ZWA zum ei-
nen Verbindlichkeiten übernommen,die die
Mitgliedsgemeinden vor ihrem Beitritt zum
Zweckverband für die Finanzierung von Was-
serversorgungs- und Abwasserentsorgungsan-
lagen begründet haben. Ebenso zeichne der
ZWA für jene Kreditverbindlichkeiten verant-
wortlich, »die der ZWA als sogenannter Vor-
verband – in der Phase seiner Entstehung als
Körperschaft öffentlichen Rechts vor dem
22.11.1992 – eingegangen ist«. 

Die vom BKB aufgeworfenen Fragen sind
damit allerdings noch nicht erledigt. Zu erwar-
ten ist,daß sich die Bemühungen des BKB in
der nächsten Zeit auf die Klärung der Rechts-
stellung dieses »Vorverbandes« konzentrieren
werden. 

Fortsetzung von Seite 10

Kommunale 
Kriminalitätsprävention

In regelmäßigen Abständen lädt die Bernau-
er PDS-Stadtfraktion zu öffentlichen Sitzun-
gen ein. Zu Schwerpunktthemen werden kom-
petente Vertreter der Öffentlichkeit eingeladen.
In unserer nächsten öffentlichen Fraktionssit-
zung am 12. Februar 2004 um 18:00 wollen
wir zum Thema »Kommunale Kriminalitäts-
prävention« im Landkreis Barnim, besonders
aber in Bernau diskutieren. Die Veranstaltung
findet ab 18.00 Uhr im »Treff 23« auf dem Kul-
turhof Bernau in der Breitscheidstr. 43a statt.

Wir haben die Absicht,als weitere Gäste der
Fraktion Herrn H. Handke (Bürgermeister von
Bernau), Herrn B. Halle (Polizeihauptwache
Bernau) und Herrn D. Jankow (Präventionsbe-
rater beim Landkreis Barnim) einzuladen. In-
teressierte Bürger aus Bernau und Umgebung
sind herzlich eingeladen.

JOACHIM RONNGER, 
PDS-Fraktion in der StVV Bernau
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Schuldenmacher und Sparkönige
Riesen-Schulden

Für einen Euro bekommt man mittlerweile
1,25 US-Dollar. Während USA-Reisende in
die Hände klatschen, sich der Otto-Normal-
Autofahrer über (zeitweise) moderatere Ben-
zinpreise freut und viele Produkte aus der
Dollarzone hier billiger zu haben sind, sehen
manche »Wir tschaftsexperten« wegen der ex-
portorienten BRD-Wirtschaft zunehmend Ge-
fahren für die hiesige Konjuktur. Dem stehen
die jüngsten Wirtschaftszahlen aus den USA
gegenüber, in denen von Steigerungsraten die
Rede ist,die man nur noch von China gewohnt
ist. Börsenspekulanten träumen von der Rück-
kehr des 90er-Jahre-Booms. Der US-Wirt-
schaft solle nachgeeifert werden. 

Ein Blick auf längerfristige Entwicklungen
kann helfen,da auf dem Boden zu bleiben. Seit
Ende 2000,als der Euro zur gemeinschaftli-
chen Währung Westeuropas wurde, ist das
Bruttoinlandsprodukt der USA nominal um
9,9 % gewachsen. Das sind etwa 4 % pro Jahr.
Aber – die Fabriken in den USA haben 39 Mo-
nate in Folge Leute entlassen,was die Gesamt-
zahl der im produzierenden Sektor Beschäftig-
ten auf den niedrigsten Stand seit 1958 gesenkt
hat. In der Eurozone lag das nominale Wachs-
tum in der gleichen Zeit bei 11 % bzw. 4,2 %
pro Jahr. Das »Wir tschaftswunder« in den
USA bleibt also durchaus noch hinter der
westeuropäischen Entwicklung zurück. 

Während im Euro-Europa der Export als Lo-
komotive der Wirtschaft angesehen wird, gilt
in den USA der private und staatliche  Binnen-
konsum der Hauptmotor für die positive Kon-
junkturentwicklung. Doch zumindest der Hun-
ger nach Konsumgütern wird zunehmend
durch Importe gestillt. Und dieser Binnenkon-
sum beruht hauptsächlich darauf, daß sich so-
wohl der Staat als auch die privaten Haushalte
extrem verschulden. Das durchschnittliche
US-Kleinbürgertum ist verschuldet wie nie
und nimmt immer neue Hypotheken auf, um
mit dem geborgten Geld den gewohnten Kon-
sumstandard aufrechtzuerhalten. Der Staat för-

dert das durch niedrige Zinsen. Zugleich ver-
wandelte sich unter der Präsidentschaft von
Bush jr. der Haushaltsüberschuß der Clinten-
Ära in ein Faß ohne Boden. Mittlerweile müs-
sen sich die USA pro Jahr eine halbe Billionen
Dollar borgen, um das Handelsdefizit, die
Staatsausgaben,insbesondere das riesiege Mi-
litärbudget, und die gleichzeitigen Steuersen-
kungen finanzieren zu können. Dieser stetige
Finanzzufluß aus dem Ausland wird nicht auf
Dauer aufrechtzuerhalten sein. Es ist eine Fra-
ge der Zeit,daß diese Schuldenblase platzt.
Die fortschreitende Dollarentwertung ist eben-
so Teil dieses Prozesses,wie das Bestreben
u.a. auch der Bundesregierung, die wirtschaft-
lichen Beziehungen mit dem aufstrebenden
China auszubauen.

Keine Schulden?
Bundesfinanzminister Eichel muß für das

vorige Jahr 43,4 Milliarden Euro Neuverschul-
dung einräumen. Ursprünglich war weniger als
die Hälfte geplant. Damit scheint die BRD in
abgeschwächter Form die Entwicklung der
US-amerkikanischen öffentlichen Finanzen
nachzuvollziehen. Doch während in den USA
das Schuldenmachen offizielle Staatsdoktrin
sind, steht das hierzulande unter deutlicher
Kritik. Die Unterschiede werden deutlicher,
betrachtet man die Schuldenlage der mittel-
ständischen Unternehmen. Während in den
USA  billige Kredite die Konjunktur anheizen
sollen, verfügen hiesige Mittelständler kaum
noch über Möglichkeiten,an Kredite heranzu-
kommen. Aktuellen Umfragen zufolge ist es
so,daß ein Drittel der Unternehmen überhaupt
keine Kredite mehr bekommt. Für 45 Prozent
der Firmen wird die Neuaufnahme frischen
Geldes immer schwieriger. Die steigende Zahl
der Firmeninsolvenzen, in diesem Jahr  steht
auch damit im Zusammenhang. Vor diesem
Hintergrund darf eine starke wirtschaftliche
Erholung, vor allem ein Anziehen der Binnen-
konjunktur in Deutschland, mehr als nur in
Frage gestellt werden. 

Mit diversen »Reformen« will die Bundesre-
gierung die Kostenbelastungen der Unterneh-
men dämpfen. Allerdings nehmen diese »Re-
formen« zugleich reale Kaufkraft vom Markt,
was den Konsum breiter Bevölkerungskreise
einschränkt. Wenn in dieser Situation nun noch
der zu erwartende Wirtschaftseinbruch in den
USA kommt,kann das verheerende Folgen für
die BRD-Wirtschaft haben.

Sparen und Schuldenmachen
Zwei offenbar völlig gegensätzliche Kon-

zepte sollen die ökonomische Krise der spät-
bürgerlichen Gesellschaft lösen. Die einen
wollen ihr Wirtschaftswachstum durch zusätz-
liche Schulden erzeugen. Die anderen hoffen
auf Wirtschaftswachstum, indem sie sparen.
Zu funktionieren scheint keines der beiden
Konzepte. Denn die kapitalistisch organisierte
Gesellschaft kommt mit einem Problem über-
haupt nicht klar. Mit dem Ende des Wachs-
tums. 

Die ökonomische Entwicklung hat einen
Stand erreicht, der mit den bisherigen Mitteln
die gewohnten Profitraten nicht mehr gewähr-
leistet. Nach dem einen Konzept werden unge-
heure Schuldenberge aufgetürmt, um dennoch
ansprechende Renditen zu erreichen. Bei den
anderen wird vor allem an den gesellschaftli-
chen Kosten gespart, die bisher die Profite be-
lasteten. Die ökonomische Entwicklung führt
aber dazu,daß in der Produktion der Anteil des
für die Bezahlung der menschlichen Arbeit
benötigten Kapitals im Verhältnis zum notwen-
digen Gesamtkapital immer geringer wird.
Trotz der so möglichen intensiveren Ausbeu-
tung der Arbeitskraft sinken,auf das eingesetz-
te Gesamtkapital bezogen,die Renditen. 

Dieser Entwicklung kann auf Dauer weder
mit künstlicher Geldschöpfung noch mit ge-
samtgesellschaftlichem Lohndumping begeg-
net werden. Diese Entwicklung stellt die Profi-
torientierung der jetzigen Ökonomie an sich in
Frage. 

GERD MARKMANN

Gemeinsam für eine gute Schule
Eltern regen Eltern zum Mitmachen in der Schule an

Eltern gehören im Land Brandenburg zur
Schule, denn die Schule von heute ist ohne die
Mitwir kung der Eltern nicht mehr denkbar.
Das zeigt das Landesinstitut für Schule und
Medien Brandenburg (LISUM Bbg) anschau-
lich in der Publikation »Gemeinsam für eine
gute Schule«. Das LISUM will mit dieser Ver-
öffentlichung Eltern anregen und Mut machen,
sich selbst stärker für die Schule ihrer Kinder
zu interessieren. 

Alle Autorinnen und Autoren sind Eltern.
Sie zeigen durch ihre praktischen Beispiele,
wie Schule so gestaltet werden kann,daß sie

für alle ein Ort wird, in dem man gern lernt,
lehrt und eigene Erfahrungen sammelt. Die El-
tern beschreiben,wie wichtig es ist,daß auch
Mütter und Väter selbstbewußt in die Gestal-
tung des Schullebens eingreifen, um von den
Lehrkräften als Partner wahrgenommen zu
werden. Die Schulen brauchen das bewußte
Mitgestalten von Eltern, um Veränderungen im
Schulleben in Gang zu setzen. 

Mit dieser Veröffentlichung des LISUM
werden Erfahrungen der Länder, die vordere
Plätze in der PISA-Studie eingenommen ha-
ben,auch in Bezug auf schulische Elternarbeit

auf Brandenburg übertragen. Eine Fortsetzung
findet diese Schrift in Elternbriefen,die ab Ja-
nuar 2004 durch das LISUM Bbg für die El-
tern erarbeitet werden. Hier werden diese re-
gelmäßig über bildungspolitische Fragen und
Schwerpunkte z. B. über neue Rahmenlehrplä-
ne und zur Schulprogrammarbeit informiert.

Die Publikation ist an die Elternsprecherin-
nen und -sprecher der Schulen verteilt worden.
Einzelexemplare sind erhältlich im LISUM
Bbg, Tel. 03378 209 130.

HEIKE HASELOFF, Landesinstitut 
für Schule und Medien Brandenburg
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Schon vor dreißig Jahren:

US-Grif f zum Öl 
Wie die Tageszeitung »Junge Welt« am

3. Januar berichtete, kamen Ende 2003 dreißig
Jahre alte Geheimdokumente an die Öffent-
lichkeit, wonach die USA während des arabi-
schen Ölembargos im Gefolge des Vierten
Nahostkrieges vom Oktober 1973 ernsthaft
planten,die Ölfelder des Mittleren Ostens mit
einer Militärintervention unter ihre direkte mi-
litärische Kontrolle zu bringen. 

Der damalige US-Verteidigungsminister Ja-
mes R. Schlesinger hatte – so eines der nun
nach den britischen Geheimhaltungsgesetzen
offengelegten Geheimmemoranden – den briti -
schen Botschafter in Washington,Lord Cro-
mer, über die geplante Aktion ins Bild gesetzt.
Lord Cromer:Für Schlesinger war »nicht län-
ger klar, warum die USA keine Gewalt anwen-
den könnten«. Weiter hieß es in dem Memo-
randum des Lords an Premierminister Edward
Heath in London:»Das Ergreifen der Ölfelder
steht stets an erster Stelle des Denkens der
Amerikaner, wenn sie von Gewaltanwendung
sprechen«. Schon damals plante also Washing-
ton »Präventivkriege« gegen arabische Länder,
obwohl von diesen Ländern keinerlei militäri-
sche Bedrohung gegen die USA ausging. 

Luftlandetruppen sollten in einer Blitzopera-
tion die wichtigsten Ölfelder in Saudi-Arabien,
Kuwait und Abu Dhabi besetzten. Im Fall von
Abu Dhabi hatten die USA London wissen las-
sen,daß sie dort mit britischer Hilfe rechneten.
Gefahr sahen die Kriegsplaner beim Angriff
auf Kuwait, »wo die Iraker – womöglich mit
sowjetischer Unterstützung – versucht sein
könnten,zu intervenieren«. Aus den Doku-
menten geht hervor, daß die Briten damals die
USA warnten, weil die Reaktion der arabi-
schen Welt unabschätzbar sei. Zudem würde
die Sowjetunion unnötig herausgefordert – ob-
wohl eine direkte militärische Konfrontation
mit der UdSSR unwahrscheinlich sei. Auch
tiefe Zerwürfnisse im westlichen Lager wur-
den als mögliche Konsequenz einer solchen
Militär intervention genannt. »Da die USA si-
cherlich beanspruchen würden,zum Wohle des
gesamten Westens zu handeln,würden sie von
ihren Verbündeten volle Kooperation fordern,
was zu tiefen Rissen in den europäisch-ameri-
kanischen Beziehungen führen könnte«,heißt
es an anderer Stelle. Aus einem weiteren Do-
kument wird die tiefe Verärgerung von Pre-
mierminister Heath über Präsident Nixon deut-
lich, nachdem dieser erfahren hatte, daß Nixon
während der Nahostkrise 1973 die strategi-
schen Streitkräfte der USA in den »globalen
nuklearen Alarmstatus« versetzt hatte, ohne
seinen britischen Kollegen zu informieren. 

Nachdem das Ölembargo der arabischen
Staaten immer durchlässiger geworden und im
März 1974 schließlich beendet worden war,
legten die USA ihre Angriffspläne zur Inbe-
sitznahme der Ölfelder des Mittleren Ostens
zurück in die Schublade. G.M.

Der 27. Januar 1945
Der 27. Januar ist heute offizieller Gedenk-

tag in der BRD. Gedenktag für die Opfer des
Nationalsozialismus. Anlaß für diesen Ge-
denktag ist die Befreiung des Vernichtungsla-
gers Auschwitz durch die Sowjetarmee am 27.
Januar 1945. 

Dieses Datum hat auch für mich ganz per-
sönlich eine große Bedeutung. Am 27. Januar
1945 nahm die Rote Armee, ohne groß auf Wi-
derstand zu stoßen,meine Heimatstadt Hin-
denburg (heute Zabrze) im oberschlesischen
Industriegebiet ein. An diesem Tag konnte
mein Vater Erich sein Versteck im Hinterhaus
der Bielitzer Straße in Hindenburg, im Hinter-
zimmer der Wohnung meiner Großmutter, ver-
lassen und als freier Mann die Straße betreten.
Drei Tage zuvor war der damals 39jährige völ-
lig erschöpft zu Hause angekommen,nachdem
er aus dem Volkssturm desertiert war. 

Die fast kampflose Einnahme des oberschle-
sischen Industriegebietes erfolgte im Zusam-
menwirken zweier Fronten der Roten Armee.
Innerhalb weniger Tage hatte die am 12. Janu-
ar begonnene Offensive der Roten Armee den
Widerstand der Wehrmacht gebrochen und die
Front in großer Breite durchbrochen. Bis zum
18. Januar waren die sowjetischen Panzerar-
meen schon 150 km tief ins Hinterland der
deutschen Truppen vorgedrungen. Am 22. und
23. Januar erreichten die Spitzen der 1. Ukrai-
nischen Front unter Marschall Konew bei
Breslau die Oder. 

Die südlich der Weichsel angreifende
4. Ukrainische Front erhielt vom Generalstab
in Moskau den Befehl, ihre mechanisierten
Korps unverzüglich mit Stoßrichtung Oswie-
cim (Auschwitz) angreifen zu lassen,um das
oberschlesische Industriegebiet von Süden her
zu umfassen. Mit zunehmender Nähe zum In-
dustriegebiet sollte der Einsatz von Artillerie
unterbleiben. Der Angriff am Boden sollte
hauptsächlich mit auf Panzern aufgesessener
Infanterie erfolgen. Auch die Luftunterstüt-
zung durch Bomber sollte unterbleiben und die
Luftaktivitäten auf die Luftaufklärung be-
schränkt bleiben. Der Einsatz der Jagdbomber
sollte sich auf den Schutz der Aufklärungsflug-
zeuge vor dem Abwehrfeuer eventueller Flak-
stellungen beschränken. Aber zu diesem Zeit-
punkt gab es im oberschlesischen Revier kaum
noch Flugabwehr. Ebenso existierte keine
durchgehende Verteidigungslinie der Wehr-
macht mehr. Am 27. Januar befreiten die Trup-
pen der 4. Ukrainischen Front im Zusammen-
wirken mit der 60. Armee der 1. Ukrainischen
Front das Konzentrationslager Auschwitz.

Die 1. Ukrainische Front erhielt indes den
Auftrag, mit ihrem linken Flügel nach der Be-
freiung Krakóws Oberschlesien von Süden
und Osten her anzugreifen. Von den auf Bres-
lau vorgehenden Hauptkräften sollte die 3.
Gardepanzerarmee nach Südosten abdrehen
und die das oberschlesische Industriegebiet
von Tost, Gleiwitz und Heydebreck verteidi-

genden deutschen Truppen im Rücken angrei-
fen. Angesichts der drohenden Einschließung
flohen die deutschen Truppen am 27./28. Janu-
ar durch das offengelassene Schlupfloch bei
Ratibor und Rybnik in Richtung Mährisch-
Ostrau (Moravska Ostrava). Die Nazis und Be-
rufsbeamten wählten den gleichen Fluchtweg,
denn die Eisenbahn nach Oppeln und Breslau
war längst in sowjetischer Hand. 

Als 12jähriger sah ich, wie die deutschen
Soldaten Hindenburg fast kampflos verließen.
Alle Betriebe und Kohlenschächte blieben un-
versehrt. Die Kraftwerke produzierten weiter.
Selbst die anglo-amerikanischen Bomber, die
seit Mitte 1944 Oberschlesien erreichen konn-
ten, flogen an unserer Stadt vorbei und kon-
zentrierten ihre Angriffe auf die Kohleverflüs-
sigungswerke Heydebreck. Glück gehabt – wir
lagen weitab der Hauptstoßrichtung Warschau-
Berlin.

Mein Vater war, wie gesagt, in dem Durch-
einander der drohenden Einkesselung vom
Volkssturm desertiert. Er war keineswegs
Kommunist oder Sozialist. Auf die Frage, war-
um er desertiert sei,antwortete er später:»Ich
bin doch nicht so blöd, mit einem Gewehr auf
russische Panzer zu schießen.« 

Als eigensinniger und eigenwilliger Berg-
mann unter Tage hatte er links-liberale Ansich-
ten. Er blieb sein Leben lang parteilos. Die SA
hatte er als »Rabaukentruppe« abgelehnt. Den
sowjetischen Kriegsgefangenen,die mit ihm
zusammen unter Tage arbeiten mußten gab er
Brot. Aus Dankbarkeit schnitzten sie für mich
einen T34 aus Holz,auf Rädern mit einem
drehbaren Geschützturm. Auch polnischen
Häftlingen, die in der Nähe unseres Gartens
eine Trinkwasserleitung bauten,gab er belegte
Schnitten. Mir kam die Aufgabe zu,sie den
Gefangenen zu überbringen,

Ich selbst empfand die Ereignisse von 1945
damals nicht als Befreiung. Obwohl stark von
meinem Vater beeinflußt, hatte die Erziehung,
die ich als Pimpf erhielt,Spuren hinterlassen.
Erst mehr als 20 Jahre später, inzwischen war
ich in die DDR übersiedelt,begann der Um-
denkungsprozeß. Heute kann ich aus tiefstem
Herzen sagen, daß für mich der 27. Januar
1945 der Tag der Befreiung vom Hitlerfaschis-
mus war. 

LOTHAR DANNER

Die Befreiung Oberschlesiens im Januar 1945. 

1. Ukrainische Front3. GaPA

4. Ukrainische Front
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Beratung für Kriegsdienstverweigerer
mit Thomas Lehmann
Begegnungszentrum 

»Wege zur Gewaltfreiheit«, 
16225 Eberswalde, Brautstraße 34, Tel. 03334/22398

Ein Gebäude im Abriß
51 Jahre nach meinem Dienstantritt bei der

Transportpolizei der DDR am 8. Januar 1953
wurde das Dienstgebäude am Bahnhofsvor-
platz abgerissen. Viele Erinnerungen an die da-
malige Zeit verbinden sich für mich mit die-
sem Haus. Sie werden für mich nicht die
schlechtesten bleiben,standen wir doch – wie
es damals hieß – an vorderster Front auf der
Wacht für den Frieden. Dieser Gedanke be-
seelte damals alle, ob Anwärter, Wachtmeister
oder Offizier. 

Die Bewachung wichtiger Eisenbahnobjekte
erfolgte im durchgehenden Schichtdienst. Hin-
zu kam die Begleitung von Güterzügen mir de-
ren Fracht. Andere Genossen leisteten Dienst
im ZBK (Zugbegleitkommando),u.a. in den
Richtungszügen nach Stralsund und Frank-
furt/Oder. Wieder andere verrichteten ihren
Dienst auf den Bahnhöfen in Angermünde,
Tantow und Wustermark bei Berlin. Fortbil-
dungseinrichtungen der Transportpolizei befan-
den sich in Berlin-Grünau und in Nordhausen.

Viele bewährte Genossen,wie Jürgen
Frädrich, Walter Matting, Günter Braun und
Martin Baumert, leben heute nicht mehr. Eben-
so mein unvergessener Gruppenführer Erich
Meyen aus Angermünde. 

Einmal bekam ich den Auftrag, einen Güter-
zug mit Traktoren von Angermünde nach Tan-
tow zu begleiten. Es war bitterkalt. Der Zug ra-
ste bedrohlich wackelnd auf den Schienen
durch die Winternacht, während ich wie ein
Artist über den Puffern zusammengerollt an
der Waggonwand kauerte. Ein schutzge-
währendes Bremserhäuschen fehlte auf der
ganzen Zuglänge. Die Fahrt wollte und wollte
kein Ende nehmen. Ich glaubte schon,Tantow
liege am Ende der Welt. Endlich ratterte der
Zug in den Tantower Bahnhof ein. Steifgefro-
ren machte ich mich an die Übergabe und
suchte anschließend im Dienstraum der Bahn-
hofsaufsicht nach einem warmen Plätzchen.
Dort schlief ich ungestört bis zum Nachmittag,
bevor ich mit einem Personenzug nach Anger-
münde zurückfuhr. Dort empfing man mich er-
leichtert. Erleichtert darüber, daß ich die »Tai-
gafahrt« glücklich überstanden hatte. 

Ein halbes Jahrhundert ist dies nun her. Der
Abriß unseres einstigen Dienstgebäudes,des-
sen heilige Hallen damals nur mit Dienstaus-
weis betreten werden durfte, wofür die Haus-
wache verantwortlich zeigte, ließ die Erinne-
rung wieder gegenwärtig werden. Mir ist,als
wäre das alles erst gestern geschehen. Heute ist
der Platz plattgewalzt. Nichts erinnert mehr
daran,wo jenes Haus einstmals stand.

KURT GEMPIN

Garagenproblem im Fluß
»Bricht das Eis?« – Das war die Frage und

die Hoffnung des Artikels in der BBP 1/2004
und auch der Finower Einwohnerversammlung
zum Thema Garagen- und Erholungsgrund-
stücke. Die Frage kann auch heute noch nicht
sicher beantwortet werden. 

Im Zusammenhang mit der Vorlage der
Fraktion BKB/Freie Wähler zur Lösung des
Garagenproblems bewertete der stellvertreten-
de Bürgermeister Lutz Landmann in der Stadt-
verordnetenversammlung eine Beratung mit
Vertretern zweier Garagenkomplexe positiv, in
der die Möglichkeiten des Garagengrund-
stücksverkaufs beraten wurden. Seine Schluß-
folgerung daraus für die eingebrachte Vorlage
war, daß man nicht alle Dinge beschließen
könne, die in der Vorlage stünden. Der Abge-
ordnete Trill sah daher keinen Bedarf, die Vor-
lage zu behandeln,ehe nicht die Beispielsver-
käufe erfolgt sind. Die Vorlage wurde in den
Wirtschafts- und Finanzausschuß verwiesen.
Die Behandlung auch im Bauausschuß lehnte
die StVV mehrheitlich ab, obwohl das Thema
sehr wohl Fragen der Stadtplanung betrif ft.
Das Ansinnen,auch eine Verweisung in den
Ausschuß für Jugend, Senioren, Kultur, Sport
und Soziales vorzunehmen stieß auf absolutes
Unverständnis. Das bedeutet,daß es keine Be-
reitschaft gibt, das Thema Garagen auch unter
Senioren- und sozialen Gesichtspunkten zu be-
trachten. Es ist daher zu befürchten, daß das
Thema Garagengrundstücke nur unter wirt-
schaftlichen und finanziellen Aspekten beur-
teilt werden wird.

Welches sind nun die Dinge, die man nach
Meinung von Herrn Landmann nicht be-
schließen kann? In der Beratung mit den Ver-
tretern der Garagenkomplexe fanden folgende
Vorschläge aus der Vorlage keine Berücksichti-
gung durch die Stadtverwaltung.

Die Vorlage BKB/Freie Wähler geht davon
aus,daß als verkaufsfähige Nutzfläche maxi-
mal das Doppelte der Garagengrundstücks-
fläche angesetzt werden kann. Die Restfläche
sollte für 1 Euro im Preis berücksichtigt wer-
den. Dem folgt die Verwaltung nicht. Die Ga-

ragengrundflächen plus Verkehrflächen kalku-
lierte die Stadt mit 10 Euro/m². Darüber hinaus
erwartet sie auch den Kauf von »Restflächen«,
die für die Stadt nicht mehr nutzbar sind, und
kalkuliert dafür 5 Euro. Diese Preise bedürfen
aber der Bestätigung durch ein Gutachten. Die
Folge: beim Garagenkomplex an der Wilhelm-
brücke ergäbe sich ein Kaufpreis von 650
Euro/Garagenstellplatz für das Grundstück zu-
züglich 250 Euro Erwerbskosten,zusammen
also 900 Euro. Beim Garagenkomplex Alten-
hofer Straße würden sich sogar 1180 Euro je
Stellplatz für das Grundstück und 370 Euro für
Erwerbskosten ergeben, in der Summe also
1550 Euro je Stellplatz ergeben. Auch wenn
die Stadt in Aussicht stellt, den Preis auf das
rechtlich mögliche Minimum reduzieren zu
wollen, so kann doch der Eindruck entstehen,
daß es sich hier um Abwehrangebote handelt.

Die BKB/Freie Wähler-Vorlage beinhaltet
weiterhin eine Stundung des Kaufpreises und
schlägt vor, die Vermessungskosten in den
Kaufpreis einzubeziehen. Demgegenüber stell-
ten die Vertreter der Stadt von vornherein klar,
daß es keine Stundung der Kaufpreise geben
kann. Für die Verkaufsvorbereitung (Vermes-
sungskosten) müßten die Käufer sogar Vorkas-
se leisten,weil die Stadt kein Geld habe und
sie Probleme bei eventuellen Zahlungsverzug
der Käufer vermeiden will. Die Kaufpreise für
die Grundstücke müßten am Tag der Beurkun-
dung der Kaufverträge gezahlt werden.

Die Positionen der Vertreter der Stadt zeigen
die Dringlichkeit, daß bestimmte Grundsatz-
fragen durch die StVV vor den Kaufverhand-
lungen zu klären sind. Behandelt die StVV den
Garagengrundstücksverkauf als reines Grund-
stücksgeschäft, dann wird das Garagenpro-
blem kaum zu lösen sein. Im Moment zeigen
die Garagenbesitzer Interesse am Grund-
stückskauf und sind optimistisch. Aber sie er-
warten auch, daß noch vor der Landtagswahl
mit dem Grundstücksverkauf begonnen wird
und Beschlüsse gefaßt sind, die die drohende
Enteignung ausschließen.

ALBRECHT TRILLER 

Über 200 Ebers-
walderinnen und
Eberswalder folgten
am 15. Januar der
Einladung des Fino-
wer Ortsbürgermei-
sters Albrecht Triller,
um sich über den
aktuellen Stand des
Garagenproblems zu
informieren.  
Neben ihm Horst
von Dabrowski Leiter
der Fachgruppe Ga-
ragen beim VDGN.

Foto: G. Markmann
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Was wir immer schon mal
amtlich haben wollten...

Stirbt ein Bediensteter während einer Dienstrei-
se, so ist damit die Dienstreise beendet.

(Kommentar zum Bundeskostenreisegesetz)

Der Tod stellt aus versorgungsrechtlicher Sicht
die stärkste Form der Dienstunfähigkeit dar.

(Unterrichtsblätter für die 
Bundeswehrverwaltung)

Es ist nicht möglich, den Tod eines Steuerpflich-
tigen als dauernde Berufsunfähigkeit im Sinne
von § 16 Abs. l Satz 3 EstG zu werten  und dem-
gemäß den erhöhten Freibetrag abzuziehen.

(Bundessteuerblatt)

Ehefrauen, die ihren Mann erschießen, haben
nach einer  Entscheidung des BSG keinen An-
spruch auf Witwenrente. 

(Verbandsblatt des Bayrischen Einzelhandels)

In Nr. 2 ist in Spalte 2 das Wort Parkplatz durch
die Worte Platz zum Parken zu ersetzen.

(Ausschußempfehlung zum Bußgeldkatalog)

Der Wertsack ist ein Beutel, der aufgrund seiner
besonderen Verwendung nicht Wertbeutel, son-
dern Wertsack genannt wird, weil ein Inhalt aus
mehreren Wertbeuteln besteht, die in den Wert-
sack nicht verbeutelt, sondern
versackt werden.

(Merkblatt der Deutschen Bundespost)

Das Lutschen eines Hustenbonbons durch ei-
nen erkälteten Zeugen stellt keine Ungebühr im
Sinne von § 178 GVG dar.

(Beschluß des OLG Schleswig)

Eine Pflanze gilt als befallen, wenn sich in ihr
mindestens eine Schildlaus befindet, die nach-
weislich nicht tot ist.

(Der Hobbygärtner)

Ausfuhrbestimmungen sind Erklärungen zu den
Erklärungen, mit denen man eine Erklärung er-
klärt.

(Protokoll im Wirtschaftsministerium)

Margarine im Sinne dieser Leitsätze ist Margari-
ne im Sinne des Margarinengesetzes.

(Deutsches Lebensmittelbuch)

Ein Ehemann hat in der Regel seinen Wohnsitz
dort, wo sich seine Familie befindet (BFH BstBL
85, 331). Ein Verschollener hat seinen Wohnsitz
bei der Ehefrau (FG Düsseldorf EFG 58, 144).

(Kommentar zur Abgabenordnung 
von Klein/Orlopp)

An sich nicht erstattbare Kosten des arbeitsge-
richtlichen Verfahrens erster Instanz sind inso-
weit erstattbar, als durch sie erstattbare Kosten
erspart bleiben.

(Beschluß des Landgerichts 
Rheinland-Pfalz)

Die Fürsorge umfaßt den lebenden Menschen
einschließlich der  Abwicklung des gelebt ha-
benden Menschen.

(Vorschrift Kriegsgräberfürsorge)

Bürgermeister contra Bahnhofsbrücke?

Eberswalde soll eine Umgehungsstraße er-
halten. Nur eine Straße führt in West-Ost-

Richtung durch die Bandstadt Eberswalde.
Über 30.000 Fahrzeuge pro Tag wurden Mitte
der 90er Jahre auf dieser einen Straße gezählt.
Eine Umgehung zur Entlastung der Stadt
macht also Sinn. 

Um die bestmögliche Entlastung des Stadt-
verkehrs zu erreichen,tüftelten sich die städti-
schen Verkehrsplaner damals den sogenannten
»Eberswalder Schwung« aus. Von einem süd-
lich Finowfurt gelegenen Autobahnanschluß
sollte die Umgehung die Finowfurter Gewer-
begebiete und den Flugplatz erschließen,um
dann zwischen den bevölkerungsreichen Stadt-
teilen Finow-Ost und Brandenburgisches Vier-
tel nach Norden einzuschwenken und schließ-
lich durch die Gewerbegebiete im Norden
Eberswaldes hindurch die Innenstadt von Nor-
den her zu umgehen. 

Doch die Verkehrsbehörden des Landes
winkten ab. Was geht uns euer städtisches Ver-
kehrschaos an. Sinn von Umgehungsstraßen ist
es,den Durchgangsverkehr um einen Ort her-
umzuleiten. Für die kommunalen Verkehrspro-
bleme ist das Land nicht zuständig. 

Aus dieser Sicht spielt es keine Rolle, daß
über 90 Prozent der gezählten 30.000 Fahrzeu-
ge innerhalb der Stadt unterwegs sind oder
aber die Stadt als Ziel oder Ausgangspunkt ih-
rer Fahrt haben. Vielmehr kommt es darauf an,
die kürzeste Umgehungstrasse zu finden und
die Zahl der störenden Knotenpunkte mög-
lichst gering zu halten. 

Die Landesbaubehörden favorisierten des-
halb die sogenannte Nord-Variante. Das ist die
kürzeste und damit billigste Variante. Etwa
1997 hatten sie die kommunalen Verwaltungen
von Eberswalde und Finowfurt soweit weich-
geklopft, daß sie sich zähneknirschend dem
Ultimatum »Nord-Trasse oder gar keine Um-
gehungsstraße« ergaben. Die Abgeordneten
knirschten mit und nickten zuständigerweise
das Ultimatum mehrheitlich ab.

Bürgermeister Schulz fühlt sich nunmehr in
der Pflicht und erklärte die Forcierung des
Baus der Umgehungsstraße zu Ehren der 750-
Jahr-Feier zu einer seiner Hauptaufgaben.

Indessen ließ das Land durchklingen, daß
mehr als zwei Anschlußstellen zum städtischen
Straßennetz nicht drin seien. Die ursprüngli-
chen Versprechungen, die damals das Einlen-
ken der Kommunalobrigkeit erleichterten,wa-
ren nicht umsonst vage geblieben. Zusätzliche
Knotenpunkte sind natürlich möglich, lautet
das Angebot – wenn sie von der Kommune be-
zahlt werden.

Von solchen Details läßt sich Bürgermeister
Schulz in seinem Engagegement natürlich
nicht bremsen. Sein Macher-Immage ver-
pflichtet. Zeitgleich mit der Schulz-Ankündi-
gung vermeldete die lokale Tageszeitung, daß

sich der Start des Neubaus der Bahnhofs-
brücke um ca. ein Vierteljahr verzögere. Das
sei nichts Ernstes,wurde versichert. Der unbe-
stätigte Landeshaushalt verbiete derzeit den
Beginn der Ausschreibungen. Ansonsten sei al-
les in Sack und Tüten. Optimistische Macher-
typen lassen sich von solchen Nachrichten
nicht beeindrucken. Zumal seither zur Bahn-
hofsbrücke nichts Neues vermeldet wurde. 

Dennoch schlägt hier die Stunde der
Schwarzseher. Zugegebenermaßen bewegen
wir uns dabei auf dem Parkett wilder Spekula-
tionen ...

Vergegenwärtigen wir uns die Situation.
Die Bundesstraße 167 führt derzeit mitten

durch Eberswalde. Die Erneuerung der Bahn-
hofsbrücke gehört damit ohne Zweifel in den
Zuständigkeitsbereich des Straßenbauamtes in
Strausberg. Das gleiche Straßenbauamt ist für
den Bau der Umgehungsstraße B 167 neu zu-
ständig. Der Bau dieser Umgehungsstraße aber
degradiert die alte Trasse der B 167 automa-
tisch zur Gemeindestraße. Für Gemeinde-
straßen sind die Gemeinden zuständig, in unse-
rem Fall die Stadt Eberswalde. 

Auch die Straßenbaubehörden stehen unter
ständigem Sparzwang. Sowohl die Brücke auf
der alten Trasse als auch die neue Umgehung
zu finanzieren, könnte aus Landes- und Bun-
dessicht durchaus als Verschwendung angese-
hen werden. 

Wenn also einerseits erneute Verzögerun-
gen bei der Bahnhofsbrücke bekannt

werden, zugleich aber der Bürgermeister den
Bau der Umgehung forcieren möchte, dann
sollte wenigstens die Frage erlaubt sein,ob das
Stadtoberhaupt in seinem Tun noch die Ge-
samtproblematik der Stadt Eberswalde im
Blick hat. 

Schaut man ein wenig in die Vergangenheit,
kommt ohnehin bei der Verkehrsproblematik
bei unserem Bürgermeister eine seltsame Vor-
liebe für die Eberswalder Peripherie zum Vor-
schein. Sein Engagement der letzten Jahre
richtete sich auf die Stichstraße zum Flugplatz
Finow und auf den Ausbau des Waldweges
zwischen Brandenburgischem Viertel und
Tierpark. Während des Wahlkampfes ver-
sprach er, sich mit gleichem Einsatz um den
Ausbau der Telekomstraße nach Biesenthal zu
kümmern. Und nun ist die Umgehungsstraße
der Favorit. 

Für die Verkehrswege innerhalb Eberswal-
des vermißt man ähnliche Aufmerksamkeit. 

Mit seinem Hurrageschrei für eine Umge-
hungsstraße, die für die Lösung der Ebers-
walder Verkehrsprobleme so gut wie nichts
bringt, gefährdet der Bürgermeister womög-
lich die Lösung eines wirklichen Eberswalder
Verkehrsproblems. 

GERD MARKMANN
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Brandenburgische Freundschaftsgesellschaft 
18. Februar, 14.30 Uhr, Brunnenstraße: 

»So lebt man in Kasachstan«

Leben im Alter
In der Kirchengemeinde Joachimsthal ist im

Rahmen der Veranstaltungsreihe »Leben im Al-
ter« die PDS-Bundestagsabgeordnete Frau Dr.
Gesinde Loetzsch am 18. März ab 15.00 Uhr
zu Gast. Ort der Veranstaltung:Haus Kurfürst,
Marktstr. 16,16248 Joachimsthal. 

KORDULA STEINKE

BBP-Mitgliederversammlung
Die Diskussion und Beschlußfassung zum

Jahresabschluß 2003 sowie zu den Arbeits-
und Finanzplänen des Jahres 2004 stehen auf
der Tagesordnung der Mitgliederversammlung
des Barnimer Bürgerpost e.V., die am 23. Fe-
bruar, um 16.30 Uhr, im Bürohaus Ulrichspei-
cher (Friedrich-Ebert-Str. 12) in Eberswalde
stattfindet. Diskutiert werden soll auch die in-
haltliche und organisatorische Weiterentwick-
lung von Verein und Zeitung. Der Vorstand lädt
alle Mitglieder und Interessenten herzlich ein. 

Dr. MANFRED PFAFF, Vereinsvorsitzender

Amtsrichter befiehlt Kadavergehorsam
Am 13.1.2004 fand im überfüllten Gerichts-

saal 2.02 des Amtsgerichts Ueckermünde die
Hauptverhandlung gegen Ringo Ehlert statt,
der jeglichen Dienst für die Armee dieses Staa-
tes verweigert. Das Urteil lautete 60 Tagessät-
ze zu 40 Euro + Gerichtskosten,die Staatsan-
waltschaft hatte 10 Monate Freiheitsentzug auf
2 Jahre Bewährung + 2000 Euro Bußgeld be-
antragt, die Verteidigung Freispruch. 

Dieser Verhandlung waren 67 Tage Bundes-
wehr-Arrest,ein abgesetzter Prozeßtermin im
Juni 2002 und eine nicht beendete Hauptver-
handlung am 21.8.2002 vorausgegangen. Da-
mals wurde die Verhandlung ausgesetzt,um
ein Gutachten eines Sachverständigen einzu-
holen,der darüber urteilen sollte, ob Ringo Eh-
lert nach seinem Gewissen nur so handeln
konnte wie er es getan hat. Genau dies be-
stätigte nun der Sachverständige Prof. Dr.
Eckert, was Ehlert allerdings nicht vor einer
Verurteilung bewahrte. Den Ausführungen der
Verteidigung konnte Richter Burgdorf-Bres-
sem offensichtlich nicht folgen.

Anwältin Gabriele Heinecke legte klar dar,
daß Art. 4  GG (Glaubens-,Gewissens- und

Bekenntnisfreiheit) schrankenlos ist. Das heißt
die Väter des Grundgesetzes haben aus der Er-
fahrung des 2. Weltkriegs bewußt entschieden,
daß die Gewissensentscheidung des einzelnen
höher wiegt, als jedes Gesetz.

Nie wieder sollte sich das Gewissen der
Massen unter Staatsräson stellen. Der Richter
aber stellte lediglich fest,daß die Wehrpflicht
im Grundgesetz verankert sei,was keiner be-
zweifelte. Damit hob er ein einfaches Wehr-
strafgesetz höher als die Freiheit des Gewis-
sens. Herr Ehlert hat also zu schießen,wenn es
der Staat befiehlt. Auch wenn ihm sein Gewis-
sen sagt, daß es nicht gut sein kann,daß Jugos-
lawien wieder bombardiert wurde und die
BRD am Hindukusch verteidigt werden soll.
Und daß das Land in dem er aufwuchs, die
DDR,einfach niedergewalzt wurde, die Betrie-
be platt gemacht und die Menschen arbeitslos
wurden. Das alles wird als wahr unterstellt, ist
aber irrelevant in den Augen des Gerichts:Ka-
davergehorsam wird verlangt, sonst
nichts! Die Verteidigung hat Rechtsmittel an-
gekündigt.

Bundesvorstand der FDJ

Gespräch über einen Bibeltext
mit Volker Passoke

Ausgehend von einem Text der Bibel wollen wir die soziale Situation der Menschen im Branden-
burgischen Viertel bedenken und nach Möglichkeiten suchen. Am Donnerstag, den 4. März 2004,
19.00 Uhr, im Evangelischen Gemeindezentrum, Potsdamer Allee 35

Hartwin Schulz

Agendabeirat tagt
Eberswalde (prest-ew). Zu seiner ersten Sitzung
nach der Kommunalwahl 2003 tritt der Agenda-
Beirat der Stadt Eberswalde am Dienstag, 10.
Februar, 2004 um 18.00 Uhr im Rathaus,Breite
Straße 41-44,Raum 106,zusammen. Als The-
menschwerpunkte dieser öffentlichen Sitzung
sind m Anbetracht der im Zuge der Kommunal-
wahl erfolgten Neubesetzung des Agenda-Bei-
rates eine Diskussion über die Aufgaben und
Zielstellungen des Beirates,ein Bericht über ak-
tuelle Agenda-Projekte sowie die Entscheidung
über die weitere Berufung von Beiratsmitglie-
dem geplant. Darüber hinaus ist die Analyse des
Standes der Umsetzung des gegenwärtigen Leit-
bildes der Stadt Eberswalde vorgesehen.


